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Gemeinde Kalletal 
 
592 13. Satzung zur Änderung der Gebührensat-

zung über die Abfallbeseitigung in der Ge-
meinde Kalletal vom 10.11.2014 

 
Aufgrund der §§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) vom 14. Juli 1994 
(GV. NRW. S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung i. V. 
m. §§ 2, 4, 5 und 6 des Kommunalabgabengesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. Okto-
ber 1969 (GV. NRW. S. 712) in der zurzeit geltenden Fas-
sung hat der Rat der Gemeinde Kalletal in seiner Sitzung 
am 06.11.2014 folgende Satzung beschlossen: 
 

§ 1 
 
Die Gebührensatzung über die Abfallbeseitigung in der 
Gemeinde Kalletal vom 07.12.1999 in der Fassung der 12. 
Änderungssatzung vom 16.12.2013 wird wie folgt geändert: 
 
§ 2 Abs. 2 erhält folgende Fassung: 
 
Die Gebühren betragen: 
a) für System-Abfallbehälter 
Restmüll (grau)  60 l  67,05 €/Jahr 
   80 l  89,40 €/Jahr 
   120 l  134,11 €/Jahr 
   240 l  268,21 €/Jahr 
Biomüll (grün)  60 l  39,43 €/Jahr 
   80 l  52,57 €/Jahr 
   120 l  78,86 €/Jahr 
   240 l  157,72 €/Jahr 
Saisonbiotonne (grün) 80 l  30,33 €/Jahr 
   120 l  45,50 €/Jahr 
   240 l  90,99 €/Jahr 
 
b)  für Müllgroßbehälter (1.100 l) 
- bei wöchentlicher Leerung          2.949,25 €/Jahr 
- bei 14-tägiger Leerung           1.474,62 €/Jahr 
- bei 4-wöchentlicher Leerung             737,31 €/Jahr 
 
c)für die Anmietung eines Müllgroßbehälters (1.100 l) 
     71,30 €/Jahr 
 
d)für einen Beistellsack   5,00 €/Sack 
 
e)für einen Windelsack   4,50 €/Sack 
 
§ 2 Abs. 3 erhält folgende Fassung: 
 
Für die Auslieferung bzw. den Tausch eines Abfallbehälters 
auf einem angeschlossenen Grundstück, die bzw. der auf 
Antrag des Gebührenpflichtigen erfolgt, wird eine Gebühr in 
Höhe von 15,00 EUR erhoben. Die Gebühr für die gleich-
zeitige Auslieferung eines weiteren Gefäßes auf demsel-
ben Grundstück beträgt 10,00 EUR. Diese Regelung gilt 
nicht bei erstmaliger Auslieferung von Abfallbehältern so-
wie bei mängelbedingtem Austausch oder bei einer sys-
tembedingten bzw. satzungsmäßig begründeten Umstel-
lung. 
 
 
 
 
 
 

 
§ 2 

 
Diese Änderungssatzung tritt am 01.01.2015 in Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die 13. Satzung zur Änderung der Gebührensatzung über 
die Abfallbeseitigung in der Gemeinde Kalletal vom 
10.11.2014 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Gemäß § 7 Abs. 6 Satz 2 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO) vom 14.07.1994 (GV. NW. 
1994 S. 666) in der zurzeit geltenden Fassung wird darauf 
hingewiesen, dass gemäß § 7 Abs. 6 Satz 1 GO eine Ver-
letzung von Verfahrens- und Formvorschriften der Ge-
meindeordnung beim Zustandekommen dieser Satzung 
nach Ablauf eines Jahres seit ihrer Verkündung nicht mehr 
geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,  

 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 

gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Gemeinde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Die vorstehende öffentliche Bekanntmachung der 13. Sat-
zung zur Änderung der Gebührensatzung über die Abfall-
beseitigung in der Gemeinde Kalletal vom 10.11.2014 ist 
auf der Internetseite der Gemeinde Kalletal 
"www.kalletal.de/Bekanntmachungen" einsehbar. 
 
Kalletal, den 10.11.2014 
 
In Vertretung 
 
 
Frank Limpke 

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
 
 
 
593 Hinweise zum Widerspruchsrecht und zum Er-

fordernis der Einwilligung  gegen bzw. für die 
Datenübermittlung aus dem Melderegister (§ 
35 Abs. 6 Meldegesetz NRW – MG NRW) 

 
Gemäß § 35 des Meldegesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (Meldegesetz NRW – MG NRW) vom 16. Sep-
tember 1997, in der zur Zeit gültigen Fassung, sind folgen-
de Datenübermittlungen durch die Gemeinde Kalletal als 
Meldebehörde zulässig: 
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1. Datenübermittlungen an politische Parteien (§ 35 Abs. 1 

MG NRW) 
 

Die Meldebehörde darf Parteien, Wählergruppen und 
anderen Trägern von Wahlvorschlägen im Zusammen-
hang mit Parlaments- und Kommunalwahlen oder un-
mittelbaren Wahlen von Bürgermeisterinnen und Bür-
germeistern sowie Landrätinnen und Landräten in den 
sechs der Wahl vorangehenden Monaten Auskunft aus 
dem Melderegister über die in § 34 Abs. 1 bezeichneten 
Daten (Vor- und Familiennamen, Doktorgrad und An-
schriften) von Gruppen von Wahlberechtigten erteilen.
  

 
2. Datenübermittlungen im Zusammenhang mit Volksbe-

gehren und Volksentscheiden sowie Bürgerentscheiden 
(§ 35 Abs. 2 MG NRW)   

 
Im Zusammenhang mit Volksbegehren und Volksent-
scheiden sowie mit Bürgerentscheiden dürfen Auskünf-
te nach Maßgabe des Absatzes 1 den Antragstellern 
und Parteien erteilt werden. Die Auskünfte dürfen bei 
Volksbegehren vom Tage der Veröffentlichung der Zu-
lassung der Listenauslegung bis zum Ablauf der Eintra-
gungs- oder Nachfrist und bei Volksentscheiden vom 
Tage der Veröffentlichung des Abstimmungstages bis 
zum Tag vor dem Abstimmungstag gegeben werden. 
Bei Bürgerentscheiden dürfen die Auskünfte vom Tag 
der Entscheidung, nach der einem zulässigen Bürger-
begehren nicht entsprochen wird, bis zum Tag vor dem 
Abstimmungstag gegeben werden.  

 
3. Datenübermittlung über das Internet (§ 34 Abs. 1a MG 

NW)  
 

Nach § 34 Abs. 1a des Meldegesetzes für das Land 
Nordrhein – Westfalen darf die Gemeinde Kalletal als 
Meldebehörde einfache Melderegisterauskünfte auch 
über das Internet erteilen. Jeder Betroffene hat das 
Recht, der Weitergabe seiner Daten über das Internet 
zu widersprechen. Sofern kein Widerspruch erhoben 
wird, kann über das Internet Auskunft gegeben werden 
über: Vor- und Familiennamen, Doktorgrad und An-
schrift.     

 
Der Widerspruch gegen die zuvor genannten Datenüber-
mittlungen kann  
 

• entweder zur Niederschrift im Bürgerbüro der Ge-
meinde Kalletal, Rintelner Straße 3, 32689 Kalletal, 
eingelegt    

 
oder 

 
• schriftlich an die Gemeinde Kalletal, Rintelner Stra-

ße 3, 32689 Kalletal, gerichtet  
 
werden. 
 
Hinweis auf die Notwendigkeit der vorherigen schriftlichen 
Einwilligung für folgende Datenübermittlungen: 
 
 
 
 
 
 
 

 
1. Einwilligung zur Datenübermittlung aus dem Meldere-

gister (§ 35 Abs. 3 MG NRW) 
 

Nach § 35 Abs. 3 Meldegesetz Nordrhein – Westfalen 
vom 16. September 1997, in der zur Zeit gültigen Fas-
sung, ist eine Datenübermittlung durch die Gemeinde 
Kalletal als Meldebehörde zulässig bei Alters- und Ehe-
jubiläen, sofern hierzu die schriftliche Einwilligung der 
betroffenen Person vorliegt. 

 
Die Meldebehörde darf Mitgliedern parlamentarischer 
und kommunaler Vertretungskörperschaften sowie 
Presse und Rundfunk eine Melderegisterauskunft über 
Alters- und Ehejubiläen von Einwohnern nach deren 
Einwilligung erteilen. Die Auskunft darf nur die in § 34 
Abs. 1 Satz 1 genannten Daten des Betroffenen (Vor- 
und Familiennamen, Doktorgrad und Anschrift) sowie 
Tag und Art des Jubiläums umfassen.  

 
2. Datenübermittlung an Adressbuchverlage (§ 35 Abs. 4 

MG NRW) 
 

Adressbuchverlagen darf nach Vorliegen einer schriftli-
chen Einwilligung Auskunft über 

 
1. Vor- und Familiennamen, 
2. Doktorgrad 
3. Anschriften sämtlicher Einwohner, die das 

18. Lebensjahr vollendet haben 
 

erteilt werden.  
 
Die schriftliche Einwilligung zur Weitergabe der vorgenann-
ten Daten ist schriftlich an die Gemeinde Kalletal, Rintelner 
Straße 3, 32689 Kalletal, zu richten oder kann direkt im 
Bürgerbüro der Gemeinde Kalletal zur Niederschrift erklärt 
werden.   
 
Es ist zu beachten, dass 
 

1. der Widerspruch spätestens 6 Monate vor einer 
Wahl / einem Volksbegehren / einem Volksent-
scheid 

 
2. die Einwilligung spätestens  

 
-   3 Monate vor einem Alters- oder Ehejubiläum 
- 10 Monate vor Herausgabe eines Adressbuches 

 
bei der Gemeinde Kalletal eingegangen sein muss. 
 
Der Widerspruch bzw. die Einwilligung bleibt bis auf Wider-
ruf gültig. 
 
Kalletal, den 14.11.2014 
 
 
Gemeinde Kalletal 
Der Bürgermeister 
i.V. 
 
 
Limpke 

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
 
 
 
 



113
6 

KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 
 

 

 

 
594 Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 08/16 

"Sondergebiet Aldi-Markt", Hohenhausen 
(Römerweg/Fassensteg), gem. § 13 a BauGB 
(beschleunigtes Verfahren) Satzungsbe-
schluss und Inkrafttreten 

 
Der Rat der Gemeinde Kalletal hat in seiner Sitzung am 
04.09.2014 den vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 
08/16 "Sondergebiet Aldi-Markt", Hohenhausen, gem. § 10 
Baugesetzbuch als Satzung beschlossen  
Der vom Rat der Gemeinde Kalletal am 04.09.2014 im be-
schleunigten Verfahren gemäß § 13 a Baugesetzbuch als 
Satzung beschlossene o. g. Bebauungsplan wird gem. § 10 
(3) Baugesetzbuch bekannt gemacht. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
Gemäß § 10 Abs. 3 BauGB wird der Satzungsbeschluss 
des Bebauungsplanes hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Mit dem Tage dieser Bekanntmachung tritt der Bebau-
ungsplan Nr. 08/16 "Sondergebiet Aldi-Markt", Hohenhau-
sen, in Kraft. 
 
Lage und Umfang des Bebauungsplanes Nr. 08/16 sind 
aus dem in dieser Bekanntmachung abgedruckten Plan-
ausschnitt ersichtlich.  
 
Der Bebauungsplan Nr. 08/16 „Sondergebiet Aldi-Markt“, 
Hohenhausen, wird einschließlich Begründung im Fachbe-
reich Planen und Bauen der Gemeinde Kalletal – Herforder 
Str. 11, 32689 Kalletal, während der allgemeinen Dienst-
stunden auf Dauer zu jedermanns Einsicht bereitgehalten. 
Über den Inhalt des Bebauungsplanes einschließlich Be-
gründung wird auf Verlangen Auskunft erteilt. 
 
Hinweise: 
1. Unbeachtlich werden gem. § 215 BauGB  

1. eine nach 214 Abs. 1 Satz 1 bis 3 beachtliche Ver-
letzung der dort bezeichneten Verfahrens- und 
Formvorschriften, 

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 be-
achtliche Verletzung der Vorschriften über das Ver-
hältnis des Bebauungsplanes und des Flächennut-
zungsplanes und 

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel des 
Abwägungsvorgangs, 

wenn sie nicht innerhalb eines Jahres seit Bekanntma-
chung des Flächennutzungsplanes oder der Satzung 
schriftlich gegenüber der Gemeinde unter Darlegung 
des die Verletzung begründenden Sachverhalts geltend 
gemacht worden sind. Satz 1 gilt entsprechend, wenn 
Fehler nach § 214 Abs. 2 a beachtlich sind. 

 
2. Auf die Vorschriften des § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie 

Abs. 4 BauGB über die Entschädigung von durch die 
Planung eintretenden Vermögensnachteilen sowie über 
die Fälligkeit und das Erlöschen entsprechender Ent-
schädigungsansprüche wird hingewiesen. 

 
Baugesetzbuch § 44 Abs. 3 Satz 1 und 2 sowie Abs. 4: 

 
"(3) Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädi-
gung verlangen, wenn die in den §§ 39 bis 42 bezeich-
neten Vermögensnachteile eingetreten sind. Er kann 
die Fälligkeit des Anspruchs dadurch herbeiführen, 
dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei 
dem Entschädigungspflichtigen beantragt. 
 

 
(4) Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht 
innerhalb von drei Jahren nach Ablauf des Kalenderjah-
res, in dem die in Absatz 3 Satz 1 bezeichneten Ver-
mögensnachteile eingetreten sind, die Fälligkeit des 
Anspruchs herbeigeführt wird." 

 
3. Die Verletzung von Verfahrens- und Formvorschriften 

der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-
Westfalen (GO NRW) beim Zustandekommen dieser 
Satzung kann gem. § 7 Abs. 6 GO NRW nach Ablauf 
eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht mehr 
geltend gemacht werden, es sei denn 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein 

vorgeschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht 
durchgeführt. 

b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-
kannt gemacht worden, 

c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher 
beanstandet oder 

d) der Form- und Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Gemeinde Kalletal vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt. 

 
Kalletal, den  26.11.2014 
Der Bürgermeister 
in Vertretung 
 
 
gez. Frank Limpke 

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
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595 Berichtigung; Bekanntmachung über die Auf-

forderung zur Einreichung von Wahlvorschlä-
gen für die Wahl des Bürgermeisters/der Bür-
germeisterin der Gemeinde Kalletal am 13. 
September 2015 

 
Im „Kreisblatt – Amtsblatt des Kreises Lippe und seiner 
Städte und Gemeinden“ vom 25. November 2014, Ausgabe 
52, Nr. 551, Seite 1047 bis 1049, erfolgte die Veröffentli-
chung der „Bekanntmachung über die Aufforderung zur 
Einreichung von Wahlvorschlägen für die Wahl des Bür-
germeisters / der Bürgermeisterin der Gemeinde Kalletal 
am 13. September 2015“. Das Ausfertigungsdatum wurde 
in der Bekanntmachung mit „Kalletal, den 30. August 2015“ 
angegeben. 
 
Das Ausfertigungsdatum der in der Ausgabe des Kreisblat-
tes, Nr. 52, veröffentlichten Bekanntmachung ist falsch und 
muss richtigerweise lauten „Kalletal, den 30. August 2014“. 
 
 
(Fischer) 

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
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Alte Hansestadt Lemgo 
 
596 4. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der 

Alten Hansestadt Lemgo 
 
Der Rat der Alten Hansestadt Lemgo hat aufgrund des § 7 
Abs. 3 i.V.m. § 41 Abs. 1 S. 2 Buchst. f der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV 
NRW S. 666 ff.), zuletzt geändert durch Artikel 1 des Ge-
setzes vom 19. Dezember 2013 (GV.NRW S. 878), am 
20.10.2014 mit Mehrheit der gesetzlichen Anzahl der 
Ratsmitglieder die folgende 4. Satzung zur Änderung der 
Hauptsatzung der Alten Hansestadt Lemgo vom 
26.10.2010 beschlossen: 
 
(Hinweis: 1. Änderungssatzung am 19.12.2011, 2. Ände-
rungssatzung am 15.04.2013, 3. Änderungssatzung am 
03.07.2014) 
 
Artikel I 
 
§ 11 wird wie folgt neu gefasst: 
 
§ 11 Integrationsrat 
 
(1) Die Alte Hansestadt Lemgo bildet einen Integrationsrat, 

wenn mindestens 200 Wahlberechtigte gemäß 27 Abs. 
3 Satz 1 GO NRW dies beantragen. 

(2) Der Integrationsrat besteht aus 13 Mitgliedern, davon 
aus 7 gemäß § 27 Abs.2 Satz 1 GO NRW direkt ge-
wählten Mitgliedern und 6 gemäß § 27 Abs. 2 Satz 4 
GO NRW vom Rat bestellten Ratsmitgliedern. 

(3) Die Wahl der Mitglieder des Integrationsrates findet 
grundsätzlich am Tag der Kommunalwahl statt. Der Rat 
der Alten Hansestadt kann in den Fällen des § 27 Abs. 
1 Sätze 2 und 3 GO NRW auch einen anderen Wahltag 
festlegen. 

(4) Der Rat erlässt für die Wahl eine Wahlordnung. 
 
Artikel II 
 
§ 16 (2) Buchstabe c erhält folgenden Wortlaut: 
 
c) Verträge, deren Abschluss ein Geschäft der laufenden 

Verwaltung gemäß § 41 Abs . 3 GO NRW darstellt und 
die aufgrund öffentlicher oder beschränkter Ausschrei-
bung abgeschlossen werden; 

 
Artikel III 
 
§ 16 (2) Buchstabe d erhält folgenden Wortlaut: 
 
d) Freihändige Vergaben sowie die Vergabe von Pla-

nungsaufträgen bis zu einem Geschäftswert von 
30.000,00 EUR (Nettobetrag), soweit ein Vergabever-
fahren vorgeschaltet war. 

 
Artikel IV 
 
Die 4. Änderung der Hauptsatzung der Alten Hansestadt 
Lemgo tritt mit dem Tage nach der öffentlichen Bekannt-
machung in Kraft. 
 
 
 
 

 
Anordnung der Bekanntmachung 

 
Nach § 2 Abs. 3 der Verordnung über die öffentliche Be-
kanntmachung von kommunalem Ortsrecht (Bekanntma-
chungsverordnung – BekanntmVO) in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 26. August 1999 (GV NRW 1999, S. 
516) wird hiermit die Bekanntmachung der 
 
4. Satzung zur Änderung der Hauptsatzung der Alten Han-
sestadt Lemgo vom 24.11.2014 
 
angeordnet. 
 
Der Wortlaut der Satzung stimmt mit den Ratsbeschlüssen 
überein. Es wurde nach § 2 Abs. 1 und 2 der BekanntmVO 
verfahren. 
 
Lemgo, 24.11.2014 
 
 
Gez. Dr. Austermann 
(Bürgermeister) 

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
 
 
 
597 3. Änderung der ordnungsbehördlichen Ver-

ordnung über das Offenhalten von Verkaufs-
stellen aus besonderem Anlass vom 
13.10.2008 in der Fassung der 1. Änderung 
vom 02.11.2009 

 
Aufgrund des § 6 Abs. 4 des Gesetzes zur Regelung der 
Ladenöffnungszeiten (Ladenöffnungsgesetz LÖG NRW) 
vom 16.November 2006 und der §§ 25. des Ordnungsbe-
hördengesetzes Nordrhein-Westfalen vom 13. Mai 1980 
(GV NRW, S. 528/SGV NRW 2060) in der zurzeit gültigen 
Fassung wird von der Alten Hansestadt Lemgo als örtliche 
Ordnungsbehörde folgende Änderung der ordnungsbe-
hördlichen Verordnung vom 13.10.2008 in der Fassung von 
der 1. Änderung der ordnungsbehördlichen Verordnung 
vom 02.11.2009 im Wege des Dringlichkeitsbeschlusses 
vom 24.11.2014 durch den Haupt- und Finanzausschuss 
für das Gebiet der Alten Hansestadt Lemgo erlassen: 
 
§ 1 Abs. 1 d) wird mit folgendem Wortlaut ergänzt:   
„ im Jahr 2014 am 28. Dezember 2014“ 
 
Die 3. Änderung der Verordnung tritt am Tage nach ihrer 
Bekanntgabe im Kreisblatt –Amtsblatt des Kreises Lippe 
und seiner Städte und Gemeinden- in Kraft und gilt bis zum 
31.12.2014. 
 
Alte Hansestadt Lemgo 
Als örtliche Ordnungsbehörde 
 
Die vorstehende Änderung der ordnungsbehördlichen Ver-
ordnung wird hiermit verkündet. 
 
Lemgo, den 01.12.2014 
 
Alte Hansestadt Lemgo 
(Dr. Austermann) 
Bürgermeister 
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Bekanntmachungsanordnung 

 
Die 3. Änderung der ordnungsbehördlichen Verordnung 
über das offenhalten von Verkaufsstellen aus besonderem 
Anlass vom 13.10.2008 in der Fassung der 1. Änderung 
vom 02.11.2009 
 
wird hiermit öffentlich bekanntgemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW vom 
02.09.1994, S. 666), zuletzt geändert durch Artikel 1 des 
Gesetzes vom 19. Dezember 2013 (GV.NRW. S. 878), 
beim Zustandekommen dieser Satzung (ortsrechtliche Be-
stimmung) nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekannt-
machung nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei 
denn,  
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) diese Satzung (ortsrechtliche Bestimmung) ist nicht ord-

nungsgemäß öffentlich bekanntgemacht worden,  
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Al-

ten Hansestadt Lemgo vorher gerügt und dabei die ver-
letzte Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet 
worden, die den Mangel ergibt.  

 
Lemgo, 01.12.2014 
 
 
(Dr. Austermann) 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
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Stadt Lügde 
 
598 Satzung der Stadt Lügde über die Entsorgung 

des Inhaltes von Grundstücksentwässerungs-
anlagen (Kleinkläranlagen, abflusslose Gru-
ben) vom 24. November 2014 

 
Aufgrund der §§ 7, 8 und 9 der Gemeindeordnung für das 
Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 14.Juli 1994 (GV. NRW. 1994, S. 
666), der §§ 60, 61 des Wasserhaushaltsgesetzes des 
Bundes (WHG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 
31.Juli 2009 (BGBl. I 2009, S. 2585ff), der §§ 51ff. , 53 
Abs. 1 e Satz 1 des Wassergesetz des Landes Nordrhein-
Westfalen (LWG NRW) in der Fassung der Bekanntma-
chung vom 25.Juni 1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), sowie 
der Selbstüberwachungsverordnung Abwasser (SüwVO 
Abw - GV NRW 2013, S. 602 ff. – hier bezeichnet als 
SüwVO Abw NRW 2013) und der §§ 2, 4, 6 und 10 des 
Kommunalabgabengesetzes für das Land Nordrhein-
Westfalen (KAG NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV. NRW. 
S. 712), jeweils in der zur Zeit geltenden Fassung, hat der 
Rat der Stadt Lügde am 17. November 2014 folgende Sat-
zung beschlossen: 
 

§ 1 
Allgemeines 

 
(1) Die Stadt Lügde betreibt in ihrem Gebiet die Entsor-

gung der Grundstücksentwässerungsanlagen als öffent-
liche Einrichtung. Diese bildet eine rechtliche und wirt-
schaftliche Einheit.  

 
(2) Grundstücksentwässerungsanlagen im Sinne dieser 

Satzung sind abflusslose Gruben und Kleinkläranlagen 
für häusliches Schmutzwasser. 

 
(3) Die Entsorgung umfasst die Entleerung der Anlage 

(einschl. ggf. Reinigung) sowie Abfuhr und Behandlung 
der Anlageninhalte. Zur Durchführung der Entsorgung 
kann sich die Stadt Lügde Dritter als Erfüllungsgehilfen 
bedienen.  

 
§ 2 

Anschluss- und Benutzungsrecht 
 
(1) Jeder Eigentümer eines im Gebiet der Stadt Lügde lie-

genden Grundstückes ist vorbehaltlich der Einschrän-
kungen in dieser Satzung berechtigt, von der Stadt 
Lügde die Entsorgung einer Grundstücksentwässe-
rungsanlage und die Übernahme des Inhaltes zu ver-
langen (Anschluss- und Benutzungsrecht). 

 
(2) Bei landwirtschaftlichen Betrieben sind Kleinkläranlagen 

von der Entleerung ausgeschlossen,  bei denen die 
Pflicht zum Abfahren und Aufbereiten des anfallenden 
Klärschlammes auf Antrag der Stadt Lügde von der zu-
ständigen Behörde gemäß § 53 Abs. 4 Satz 2 LWG 
NRW auf den Nutzungsberechtigten des Grundstücks 
übertragen worden ist. 

 
 
 
 
 
 
 

 
§ 3 

Begrenzung des Benutzungsrechtes 
 
(1) Von der Entsorgung im Rahmen dieser Satzung ist Ab-

wasser ausgeschlossen, das aufgrund seiner Inhalts-
stoffe, 

 
1. die mit der Entleerung und Abfuhr beschäftigten 

Mitarbeiter verletzt oder Geräte und Fahrzeuge in 
ihrer Funktion beeinträchtigt oder 

2. das in der öffentlichen Abwasseranlage beschäftige 
Personal gefährdet oder gesundheitlich beeinträch-
tigt oder 

3. die öffentliche Abwasseranlage in ihrem Bestand 
angreift oder ihren Betrieb, die Funktionsfähigkeit 
oder die Unterhaltung gefährdet, erschwert, verteu-
ert oder behindert oder 

4. die Klärschlammbehandlung, -beseitigung oder -
verwertung beeinträchtigt oder verteuert oder  

5. die Reinigungsprozesse der Abwasseranlage so er-
heblich stört, dass dadurch die Anforderungen der 
wasserrechtlichen Einleitungserlaubnis nicht einge-
halten werden können. 

 
(2)  Eine Verdünnung oder Vermischung des Abwassers 

mit dem Ziel, Grenzwerte einzuhalten, darf nicht erfol-
gen. 

 
§ 4 

Anschluss- und Benutzungszwang 
 
(1) Jeder anschlussberechtigte Grundstückseigentümer ist 

verpflichtet, die Entsorgung der Grundstücksentwässe-
rungsanlage ausschließlich durch die Stadt Lügde zu-
zulassen und den zu entsorgenden Inhalt der Stadt 
Lügde zu überlassen (Anschluss- und Benutzungs-
zwang). 

 
(2) Der Anschluss- und Benutzungszwang gilt auch für das 

in landwirtschaftlichen Betrieben anfallende häusliche 
Abwasser.  

 
(3) Die Stadt Lügde kann im Einzelfall den Grundstücksei-

gentümer für das in landwirtschaftlichen Betrieben an-
fallende Abwasser auf Antrag vom Anschluss- und Be-
nutzungszwang befreien, wenn die Voraussetzungen 
des § 51 Abs. 2 Nr. 1 LWG NRW gegeben sind. Hierzu 
muss der Grundstückseigentümer nachweisen, dass 
das Abwasser im Rahmen der pflanzenbedarfsgerech-
ten Düngung auf landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich  
oder gärtnerisch genutzten Böden ohne Beeinträchti-
gung des Wohls der Allgemeinheit im Einklang mit den 
wasserrechtlichen, abfallrechtlichen, naturschutzrechtli-
chen und immissionsschutzrechtlichen Bestimmung 
aufgebracht wird. Der Nachweis ist erbracht, wenn der 
Landwirt eine wasserrechtliche, abfallrechtliche, natur-
schutzrechtliche und immissionsschutzrechtliche Unbe-
denklichkeitsbescheinigung der zuständigen Behörden 
vorlegt.  
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§ 5 

Ausführung, Betrieb und Unterhaltung der Grund-
stücksentwässerungsanlage 

 
(1) Die Grundstücksentwässerungsanlage ist nach den 

gemäß § 60 WHG und § 57 LWG NRW jeweils in Be-
tracht kommenden Regeln der Technik zu bauen, zu 
betreiben und zu unterhalten. Die untere Umweltbehör-
de ordnet in ihrer Funktion als untere Wasserbehörde 
bei Bedarf die Sanierung an. 

 
(2) Grundstücksentwässerungsanlage und Zuwegung sind 

so zu bauen, dass die Grundstücksentwässerungsanla-
gen durch die von der Stadt Lügde oder von beauftrag-
ten Dritten eingesetzten Entsorgungsfahrzeuge mit ver-
tretbarem Aufwand die Entleerung durchführen können. 
Die Grundstücksentwässerungsanlage muss frei zu-
gänglich sein, der Deckel muss durch eine Person zu 
öffnen sein. 

 
(3) Der Grundstückseigentümer hat Mängel im Sinne des 

Abs. 2 nach Aufforderung der Stadt Lügde zu beseiti-
gen und die Grundstücksentwässerungsanlage in einen 
ordnungsgemäßen Zustand zu bringen. 

 
§ 6 

Durchführung der Entsorgung 
 
(1) Der Inhalt von vollbiologischen Kleinkläranlagen mit der 

Bauartzulassung vom Deutschen Institut für Bautechnik 
(DIBt) ist entsprechend den allgemein anerkannten Re-
geln der Technik bei Bedarf, mindestens jedoch im 
zweijährigen Abstand zu entsorgen, soweit auf der 
Grundlage des § 57 LWG NRW keine anderen Rege-
lungen eingeführt worden sind. Das Nichtvorliegen ei-
nes Abfuhrbedarfes ist durch den Grundstückseigentü-
mer gegenüber der Stadt Lügde durch Wartungsproto-
koll (mit einer integrierten Schlammspiegel-Messung) 
einer von ihm beauftragten Wartungsfirma nachzuwei-
sen. Vollbiologische Kleinkläranlagen ohne Bauartzu-
lassung sind je nach Größe und Bedarf in kürzeren 
Zeitintervallen zu entsorgen, die von der Gemeinde im 
Einzelfall festgelegt werden. Der Grundstückseigentü-
mer hat die Entsorgung rechtzeitig mündlich oder 
schriftlich zu beantragen. 

 
(2) Abflusslose Gruben sind bei Bedarf, mindestens aber 

einmal im Jahr zu entleeren. Ein Bedarf liegt vor, wenn 
die abflusslose Grube bis 50 % des nutzbaren Spei-
chervolumens angefüllt ist. Ist die abflusslose Grube mit 
einer Füllstandsanzeige und einer Warnanlage ausge-
rüstet, so liegt ein Bedarf vor, wenn die abflusslose 
Grube bis auf 80 % des nutzbaren Speichervolumens 
angefüllt ist. Der Grundstückseigentümer hat die Ent-
sorgung rechtzeitig mündlich oder schriftlich zu bean-
tragen.  

 
(3) Auch ohne vorherigen Antrag und außerhalb des Ent-

sorgungsplans kann die Gemeinde die Grundstück-
sentwässerungsanlage entsorgen, wenn besondere 
Umstände eine Entsorgung erfordern oder die Voraus-
setzungen für eine Entsorgung vorliegen und ein Antrag 
auf Entsorgung unterbleibt. 

 
(4) Die Stadt Lügde bestimmt den genauen Zeitpunkt so-

wie die Art und Weise der Entsorgung. 
 

 
(5) Zum Entsorgungstermin hat der Grundstückseigentü-

mer unter Beachtung der Vorgaben in § 5 Abs. 2 dieser 
Satzung, die Grundstücksentwässerungsanlage freizu-
legen und die Zufahrt zu gewährleisten.  

 
(6) Die Grundstücksentwässerungsanlage ist nach der Ent-

leerung unter Beachtung der Betriebsanleitung, der 
DIN-Vorschriften und der wasserrechtlichen Erlaubnis 
wieder in Betrieb zu nehmen. 

 
(7) Der Anlageninhalt geht mit der Übernahme in das Ei-

gentum der Stadt Lügde über. Die Stadt Lügde ist nicht 
verpflichtet, darin nach verlorenen Gegenständen zu 
suchen oder suchen zu lassen. Werden Wertgegen-
stände gefunden, sind sie als Fundsache zu behandeln. 

 
§7 

Anmeldung und Auskunftspflicht 
 
(1) Der Grundstückseigentümer hat der Stadt Lügde das 

Vorhandensein von Kleinkläranlagen und abflusslosen 
Gruben anzuzeigen. Die für die Genehmigung einer 
derartigen Anlage vorhandenen baurechtlichen und 
wasserrechtlichen Vorschriften bleiben unberührt. 

 
(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, über § 7 

dieser Satzung hinaus der Stadt Lügde alle zur Durch-
führung dieser Satzung erforderlichen Auskünfte zu er-
teilen. 

 
(3) Erfolgt ein Eigentümerwechsel bei dem Grundstück, so 

sind sowohl der bisherige als auch der neue Eigentü-
mer verpflichtet, die Stadt Lügde unverzüglich schriftlich 
zu benachrichtigen. 

 
§ 8 

Überwachung der Grundstücksentwässerungsanlagen 
und Betretungsrecht 

 
(1) Im Rahmen der Überwachungspflicht für Kleinkläranla-

gen nach § 53 Abs. 1 Satz 2 Nr. 6 LWG NRW überprüft 
die Stadt Lügde durch regelmäßige Kontrollen den ord-
nungsgemäßen Zustand der Kleinkläranlagen. Sie kann 
sich zur Erfüllung dieser Pflicht nach § 53 Abs. 1 Satz 3 
LWG NRW Dritter bedienen. 

 
(2) Den Beauftragten der Stadt Lügde ist zur Prüfung, ob 

die Vorschriften dieser Satzung befolgt werden und ob 
der Zustand der Kleinkläranlagen ordnungsgemäß ist, 
ungehinderten Zutritt zu den in Frage kommenden Tei-
len des Grundstücks und der Grundstücksentwässe-
rungsanlage zu gewähren. Die Beauftragten haben sich 
auf Verlangen durch einen von der Stadt Lügde ausge-
stellten Dienstausweis auszuweisen. 

 
(3) Der Grundstückseigentümer hat das Betreten und Be-

fahren seines Grundstücks zum Zwecke der Entsor-
gung zu dulden. 
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§ 9 

Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Abwas-
serleitungen, die Schmutzwasser den Grundstück-

sentwässerungsanlagen zuleiten 
 
(1) Für die Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten 

Abwasserleitungen, die Schmutzwasser privaten 
Grundstücksentwässerungsanlagen (Kleinkläranlage, 
abflusslose Grube) zuleiten, gilt die Verordnung zur 
Selbstüberwachung von Abwasseranlagen (Selbst-
überwachungsverordnung Abwasser – SüwVO Abw 
NRW 2013). Private Abwasserleitungen sind gemäß 
den §§ 60, 61 WHG, § 61 Abs. 1 LWG NRW, § 8 Abs. 1 
SüwVO Abw NRW 2013 so zu errichten und zu betrei-
ben, dass die Anforderungen an die Abwasserbeseiti-
gung eingehalten werden. Hierzu gehört auch die ord-
nungsgemäße Erfüllung der Abwasserüberlassungs-
pflicht nach § 53 Abs. 1 c LWG NRW gegenüber der 
Stadt Lügde. 

 
(2) Zustands- und Funktionsprüfungen an privaten Abwas-

serleitungen dürfen nur durch anerkannte Sachkundige 
gemäß § 12 SüwVO Abw NRW 2013 durchgeführt wer-
den. 

 
(3) Nach § 7 Satz 1 SüwVO Abw NRW 2013 sind im Erd-

reich oder unzugänglich verlegte private Abwasserlei-
tungen zum Sammeln oder Fortleiten von Schmutzwas-
ser oder mit diesem vermischten Niederschlagswasser 
einschließlich verzweigter Leitungen unter der Keller-
Bodenplatte oder der Bodenplatte des Gebäudes ohne 
Keller sowie zugehörige Einsteigeschächte oder In-
spektionsöffnungen zu prüfen. Ausgenommen von der 
Prüfpflicht sind nach § 7 Satz 2 SüwV Abw NRW Ab-
wasserleitungen, die zur alleinigen Ableitung von Nie-
derschlagswasser dienen und Leitungen, die in dichten 
Schutzrohren so verlegt sind, dass austretendes Ab-
wasser aufgefangen und erkannt wird. 

 
(4) Für welche Grundstücke und zu welchem Zeitpunkt ei-

ne Zustands- und Funktionsprüfung bei privaten Ab-
wasserleitungen durchzuführen ist, ergibt sich aus den 
§§ 7 bis 9 SüwVO Abw NRW 2013. Nach § 8 Abs. 2 
SüwV Abw NRW 2013 hat der Eigentümer des Grund-
stücks bzw. nach § 8 Abs. 6 SüwVO Abw NRW 2013 
der Erbbauberechtigte private Abwasserleitungen, die 
Schmutzwasser führen, nach ihrer Errichtung oder nach 
ihrer wesentlicher Änderung unverzüglich von Sach-
kundigen nach den allgemein anerkannten Regeln der 
Technik auf deren Zustand und Funktionstüchtigkeit 
prüfen zu lassen. Die Prüfpflicht und Prüffristen für be-
stehende Abwasserleitungen ergeben sich im Übrigen 
aus § 8 Abs. 3 und Abs. 4 SüwVO Abw NRW 2013. 
Legt die Stadt Lügde darüber hinaus durch gesonderte 
Satzung gemäß § 53 Abs. 1 e Satz 1 Nr. 1 LWG NRW 
Prüffristen fest, so werden die betroffenen Grundstück-
seigentümer bzw. Erbbauberechtigten durch die Stadt 
Lügde hierüber im Rahmen der ihr obliegenden Unter-
richtungs- und Beratungspflicht (§ 53 Abs. 1 e Satz 3 
LWG NRW) informiert. Das gleiche gilt, wenn die Stadt 
Lügde Satzungen nach altem Recht gemäß § 53 Abs. 1 
e Satz 2 LWG NRW fortführt. 

 
 
 
 
 
 

 
(5) Zustands- und Funktionsprüfungen müssen nach § 9 

Abs. 1 SüwVO Abw NRW 2013 nach den allgemein an-
erkannten Regeln der Technik durchgeführt werden. 
Nach § 8 Abs. 1 Satz 4 SüwV Abw NRW 2013 gelten 
die DIN 1986 Teil 30 und die DIN EN 1610 als allge-
mein anerkannte Regeln der Technik, soweit die 
SüwVO Abw NRW 2013 keine abweichenden Regelun-
gen trifft.  

 
(6) Nach § 9 Abs. 2 Satz 1 SüwVO Abw NRW 2013 ist das 

Ergebnis der Zustands- und Funktionsprüfung in einer 
Bescheinigung gemäß Anlage 2 der SüwVO Abw NRW 
2013 zu dokumentieren. Dabei sind der Bescheinigung 
die in § 9 Abs. 2 Satz 2 SüwAbw NRW 2013 genannten 
Anlagen beizufügen. Diese Bescheinigung nebst Anla-
gen ist der Stadt Lügde durch den Grundstückseigen-
tümer oder Erbbauberechtigten (§ 8 Abs. 2 bzw. Abs. 8 
SüwVO Abw NRW 2013) unverzüglich nach Erhalt vom 
Sachkundigen vorzulegen, damit eine zeitnahe Hilfe-
stellung durch die Stadt Lügde erfolgen kann.  

 
(7) Private Abwasserleitungen, die nach dem 01.01.1996 

auf Zustand und Funktionstüchtigkeit geprüft worden 
sind, bedürfen nach § 11 SüwVO Abw NRW 2013 kei-
ner erneuten Prüfung, sofern Prüfung und Prüfbeschei-
nigung den zum Zeitpunkt der Prüfung geltenden An-
forderungen entsprochen haben. 

 
(8) Die Sanierungsnotwendigkeit und der Sanierungszeit-

punkt ergeben sich grundsätzlich aus § 10 Abs. 1 
SüwVO Abw NRW. Über mögliche Abweichungen von 
den Sanierungsfristen in § 10 Abs. 1 SüwVO Abw NRW 
2013 kann die Stadt Lügde gemäß § 10 Abs. 2 Satz 1 
SüwVO Abw NRW 2013 nach pflichtgemäßen Ermes-
sen im Einzelfall entscheiden. 

 
§ 10 

Haftung 
 
(1) Der Grundstückseigentümer haftet für Schäden in Folge 

mangelhaften Zustandes oder unsachgemäßer Benut-
zung seiner Grundstücksentwässerungsanlage oder 
Zuwegung. In gleichem Umfang hat er die Stadt Lügde 
von Ersatzansprüchen Dritter freizustellen, die wegen 
solcher Schäden geltend gemacht werden. 

 
(2) Kommt der Grundstückseigentümer seinen Verpflich-

tungen aus dieser Satzung nicht oder nicht ausreichend 
nach und ergeben sich hieraus Mehraufwendungen, ist 
er zum Ersatz verpflichtet. 

 
(3) Kann die in der Satzung vorgesehene Entsorgung we-

gen höherer Gewalt nicht oder nicht rechtzeitig durch-
geführt werden, hat der Grundstückseigentümer keinen 
Anspruch auf Schadensersatz oder Ermäßigung der 
Benutzungsgebühr. Im Übrigen haftet die Stadt Lügde 
im Rahmen der gesetzlichen Bestimmungen. 
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§ 11 

Benutzungsgebühren 
 
(1) Für die Entsorgung der Grundstücksentwässerungsan-

lagen werden Benutzungsgebühren nach Maßgabe des 
KAG NRW und den Bestimmungen dieser Satzungen 
erhoben. 

 
(2) Maßstab für die Benutzungsgebühr ist die festgestellte 

Menge des abgefahrenen Grubeninhalts. Zur Abfuhr-
menge gehört auch das für das Absaugen etwas erfor-
derliche Spülwasser. Als Berechnungseinheit gilt der 
Kubikmeter abgefahrenen Grubeninhalts, gemessen an 
der Messeinrichtung des Entsorgungsfahrzeugs. 

 
(3) Bei jeder Entsorgung ist die Menge des abgefahrenen 

Grubeninhaltes zu ermitteln. Der ermittelte Wert soll 
vom Grundstückseigentümer oder dessen Beauftragten 
bestätigt werden. Falls der Grundstückseigentümer sei-
nen Verpflichtungen aus § 6 nicht oder nicht ausrei-
chend nachkommt und sich hieraus Mehraufwendun-
gen ergeben, ist er zum Ersatz der hierdurch bedingten 
Mehrkosten verpflichtet. 

 
§ 12 

Gebührensatz 
 
Die Benutzungsgebühr für die Entsorgung von Grund-
stücksentwässerungsanlagen beträgt 57,00 € je Kubikme-
ter abgefahrenen Grubeninhalts. 
 

§ 13 
Gebührenpflicht, Veranlagung und Fälligkeit 

 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht mit der Inanspruchnahme 

der Einrichtung der Entsorgung von Grundstücksent-
wässerungsanlagen. 

 
(2) Gebührenpflichtig ist, wer im Zeitpunkt der Entsorgung 

der jeweiligen Grundstücksentwässerungsanlage Ei-
gentümer des an die Grubenentsorgung angeschlosse-
nen Grundstücks ist. 
Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuld-
ner. 

 
(3) Die Veranlagung zur Benutzungsgebühr wird dem Ge-

bührenpflichtigen durch einen Gebührenbescheid be-
kannt gegeben. Die Benutzungsgebühr wird einen Mo-
nat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig. 

 
§ 14 

Berechtigte und Verpflichtete 
 
(1) Die sich aus dieser Satzung für den Grundstückseigen-

tümer ergebenden Rechte und Pflichten geltend ent-
sprechend auch für Wohnungseigentümer, Erbbaube-
rechtigte und sonstige zur Nutzung des Grundstücks 
dinglich Berechtigte. 
Die sich aus den §§ 3, 4, 5, 6 sowie 8 und 9 ergeben-
den Pflichten gelten auch für jeden schuldrechtlich zur 
Nutzung Berechtigten sowie jeden tatsächlichen Benut-
zer. 

 
 
 
 
 

 
(2) Der Grundstückseigentümer wird von seinen Verpflich-

tungen nicht dadurch befreit, dass neben ihm andere 
Anschluss- und Benutzungspflichtige vorhanden sind. 
Mehrere Verpflichtete haften als Gesamtschuldner. 

 
§ 15 

Begriff des Grundstücks 
 
Grundstück im Sinne dieser Satzung ist unabhängig von 
der Eintragung im Grundbuch jeder zusammenhängende 
Grundbesitz, der eine selbständige wirtschaftliche Einheit 
bildet. 
 

§ 16 
Ordnungswidrigkeiten 

 
(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
 

a) Abwasser einleitet, das nicht den Anforderungen 
des § 3 entspricht, 

b) entgegen § 4 sich nicht an die Entsorgung an-
schließt oder sie nicht benutzt, 

c) Grundstücksentwässerungsanlagen nicht den An-
forderungen des § 5 Abs. 2 entsprechend baut, be-
treibt oder unterhält oder einer Aufforderung der 
Stadt Lügde nach § 5 Abs. 3 zur Beseitigung der 
Mängel nicht nachkommt, 

d) entgegen § 6 Abs. 1 und Abs. 2 die Entleerung nicht 
oder nicht rechtzeitig beantragt, 

e) entgegen § 6 Abs. 5 die Grundstücksentwässe-
rungsanlage nicht freilegt oder die Zufahrt nicht ge-
währleistet, 

f) entgegen § 6 Abs. 6 die Grundstücksentwässe-
rungsanlage nicht wieder in Betrieb nimmt, 

g) seiner Auskunftspflicht nach § 7 sowie § 8 Abs. 1 
nicht nachkommt, 

h) entgegen § 8 Abs. 2 den Zutritt nicht gewährt, 
i) entgegen § 8 Abs. 3 das Betreten und Befahren 

seines Grundstücks nicht duldet. 
j) entgegen § 9 Abs. 6 Satz 3 die Bescheinigung über 

Zustands- und Funktionsprüfung nicht vorlegt. 
 
(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geldbuße bis zu 

50.000 € geahndet werden. 
 

§ 17 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt zum 01. Januar 2015 in Kraft. Gleichzei-
tig tritt die Satzung der Stadt Lügde über die Entsorgung 
von Grundstücksentwässerungsanlagen vom 14. Dezem-
ber 2010 in der zur Zeit gültigen Fassung außer Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung 

 
Die vorstehende Satzung der Stadt Lügde über die Entsor-
gung des Inhaltes von Grundstücksentwässerungsanlagen 
(Kleinkläranlagen, abflusslose Gruben) vom 24. November 
2014 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit ih-
rer Verkündigung nicht mehr gelten gemacht werden kann, 
es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt, 

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Lügde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Lügde, 24. November 2014 
 
Stadt Lügde 
Der Bürgermeister 
 
 
Reker 

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
 
 
 
599 Satzung über die endgültige Herstellung eines 

Abschnitts der Erschließungsanlage „Auf der 
Klus“ in der Stadt Lügde vom 24.11.2014 

 
Aufgrund des § 132 des Baugesetzbuches (BauGB) in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 23. September 2004 
(BGBl. I S. 2414), in Verbindung mit § 7 der Gemeindeord-
nung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der 
Bekanntmachung vom  14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666) 
jeweils in der zurzeit geltenden Fassung und des § 8 Abs. 
3 der Satzung über die Erhebung von Erschließungsbeiträ-
gen in der Stadt Lügde vom 07. April 1988 (Kreisblatt Lippe 
v. 25.04.98, S. 263 – 265) hat der Rat der Stadt Lügde in 
seiner Sitzung am 17.11.2014 folgende Satzung beschlos-
sen: 
 

§ 1 
Endgültige Herstellung und Festlegung der Herstel-
lungsmerkmale 
 
Der Rat stellt die endgültige Herstellung des Abschnitts der 
Erschließungsanlage „Auf der Klus“ im Bereich der Grund-
stücke Haus-Nr. 2a u. 7 (Grundstücke der Gemarkung 
Lügde, Flur 10, Flurstücke 506 und 706) bis zu den Grund-
stücken Haus-Nr. 16 u. 25 (Grundstück der Gemarkung 
Lügde, Flur 10, Flurstücke 1144 und 1546) - in Lügde fest 
und bestimmt, dass sie mit der Erfüllung der im § 8 Abs. 1 
der Satzung über die Erhebung von  

 
Erschließungsbeiträgen in der Stadt Lügde vom 07. April 
1988 festgesetzten Herstellungsmerkmalen, bzw. abwei-
chend von diesen mit den in dieser Satzung genannten 
Herstellungsmerkmalen  
 

• Fahrbahn mit Unterbau und Decke; die Decke be-
steht aus Asphalt 

 
• Einseitiger Gehweg (niveaugleich) mit Oberfläche 

aus Betonsteinpflaster    
 
• Entwässerungseinrichtungen mit Anschluss an die 

Kanalisation  
 
• Beleuchtungseinrichtungen betriebsfertig 

 
ihren endgültigen Ausbauzustand erreicht hat.   
 
Die Straßenfläche befindet sich im Eigentum der Stadt 
Lügde.  
 

§ 2 
Inkrafttreten 

 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Be-
kanntmachung in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vorstehende Satzung über die endgültige Herstellung 
eines Abschnitts der Erschließungsanlage „Auf der Klus“ in 
der Stadt Lügde wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung gemäß § 7 Abs. 6 GO NW  nach 
Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung nicht 
mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-
geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,  
 
b) die Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich bekannt 
gemacht worden,  
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
Stadt Lügde vorher gerügt und dabei die verletzte  
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, die 
den Mangel ergibt.  
  
Lügde, 24.11.2014 
 
Stadt Lügde  
Der Bürgermeister 
 
 
Reker 

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
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600 Widmung eines Abschnitts der Erschließungs-

anlage „Auf der Klus“ in der Stadt Lügde 
 
Die Stadt Lügde hat einen Abschnitt der  Erschließungsan-
lage „Auf der Klus“ endgültig ausgebaut. Die Abgrenzung 
der Erschließungsanlage ist aus dem beigefügten Über-
sichtsplan ersichtlich. Die Straßen umfassen die nachste-
hend aufgeführten Grundstücke der Gemarkung Lügde:  
 
Flur 9, Flurstück 733 (teilweise) 
Flur 9, Flurstück 719 (teilweise) 
Flur 10, Flurstück 1078 
Flur 10, Flurstück 1145 
Flur 10, Flurstück 1146  
 
Die Straße wird hiermit nach den §§ 3 und 6 des Straßen- 
und Wegegesetzes des Landes Nordrhein-Westfalen 
(StrWG NW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 23. 
September 1995 (GV. NRW. S. 1028, ber. 1996 S. 81, 141, 
216, 355, 2007 S. 327) in der zurzeit geltenden Fassung 
als Gemeindestraße dem öffentlichen Verkehr gewidmet.  
 
Träger der Straßenbaulast ist die Stadt Lügde (§ 47 Abs. 1 
StrWG NW). 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diese Widmungsverfügung kann innerhalb eines 
Monats nach Bekanntgabe Klage erhoben werden. Die 
Klage ist beim Verwaltungsgericht in 32423 Minden, Kö-
nigswall 8, schriftlich einzureichen oder zur Niederschrift 
des Urkundsbeamten der Geschäftsstelle zu erklären. Wird 
die Klage schriftlich erhoben, so sollen dieser zwei Ab-
schriften beigefügt werden. Die Klage kann auch in elekt-
ronischer Form nach Maßgabe der Verordnung über den 
elektronischen Rechtsverkehr bei den Verwaltungsgerich-
ten und den Finanzgerichten im Lande Nordrhein-
Westfalen – ERVVO VG/FG – vom 07.11.2012 (GV.NRW. 
Seite 548) eingereicht werden.  
 
Falls die Frist durch das Verschulden eines Bevollmächtig-
ten versäumt werden sollte, so würde das Verschulden 
dem Kläger zugerechnet werden.  
 
Lügde, 24.11.2014 
 
Stadt Lügde  
Der Bürgermeister  
 
 
Reker 

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
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601 Satzung über die Festsetzung der Realsteuer-

hebesätze der Stadt Lügde ab dem Haushalts-
jahr 2015 

 
Aufgrund der §§ 7, 41,77 und 78 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666) und 
des § 1 des Gesetzes über die Zuständigkeit für die Fest-
setzung und Erhebung der Realsteuern vom 16.12.1981 
(GV.NRW.S.732) in Verbindung mit § 25 des Grundsteuer-
gesetzes vom 07.08.1973 (BGBl. I S. 965) und des § 16 
des Gewerbesteuergesetzes vom 15.10.2002 (BGBl. I S. 
4167) in den jeweils geltenden Fassungen, hat der Rat der 
Stadt Lügde am 17.11.2014 folgende Satzung beschlos-
sen: 
 

§ 1 
 
Die Steuersätze für die Realsteuern werden ab dem Haus-
haltsjahr 2015 wie folgt festgesetzt: 
 
1. Grundsteuer 
 
1.1 für die land- und forstwirtschaftlichen Betriebe  
 
(Grundsteuer A) auf        230 v. H. 
  
1.2 für die Grundstücke  
 
(Grundsteuer B) auf    455 v. H. 
   
2. Gewerbesteuer    420 v. H. 
 

§ 2 
 
Die Satzung tritt ab dem 01.Januar 2015 in Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vorstehende Satzung über die Festsetzung der Real-
steuerhebesätze der Stadt Lügde ab dem Haushaltsjahr 
2015 wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Hinweis nach § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung NRW: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,  

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Lügde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Stadt Lügde, den 24.11.2014  
 
 
Heinz Reker 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
 
 
 
602 14. Änderung der Satzung der Stadt Lügde 

über die Erhebung von Wassergebühren vom 
24.11.2014 

 
Aufgrund der §§ 7, 8, 9  und 41 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV. NRW. S. 666), der § 
1, 2, 4, 6 bis 8 und 10 des Kommunalabgabengesetzes für 
das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 21. Okto-
ber 1969 (GV NRW S. 712, der Verordnung über Allgemei-
ne Bedingungen für die Versorgung mit Wasser (AVB 
Wasser V) vom 20. Juni 1980 (BGBI. I S. 750, 1067), in der 
jeweils geltenden Fassung, hat der Rat der Stadt Lügde in 
seiner Sitzung am 17.11.2014 die folgende Änderung der 
Satzung: 
 
Die Satzung der Stadt Lügde über die Erhebung von 
Wassergebühren in der Fassung vom 14.12.2010 wird 
wie folgt geändert: 
 
§ 2 Gebührenmaßstab und Gebührensatz 
 
Absatz 2 
 
„Die Grundgebühr beträgt bei Grundstücken mit Wasser-
zählern: 
  
Für Wasserzähler mit einer Durchflussmenge bis zu  
   
  5 m³ / Stunde    7,00 EUR/Monat 
12 m³ / Stunde  17,00 EUR/Monat 
20 m³ / Stunde  28,00 EUR/Monat 
30 m³ / Stunde  42,00 EUR/Monat 
50 m³ / Stunde  70,00 EUR/Monat 
mehr als 80 m³ / Stunde  111,00 EUR/Monat 
 
- für Entnahmestellen in Gärten, Weiden und sonstigen 
Plätzen 30,00 EUR/Jahr.“ 
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Absatz 3 
 
„Die Verbrauchsgebühr berechnet sich bei Grundstücken 
mit Wasserzählern nach der jährlichen Wasserentnahme. 
Sie beträgt 1,95 EUR/m³.“ 
 
Inkrafttreten: 
 
Diese 14. Änderungssatzung zur Satzung der Stadt Lügde 
über die Erhebung von Wassergebühren vom 24.11.2014 
tritt am 01. Januar 2015 in Kraft. Gleichzeitig treten alle 
entgegenstehenden Regelungen außer Kraft. 
 
Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vorstehende 14. Satzung zur Änderung der Satzung 
der Stadt Lügde über die Erhebung von Wassergebühren-
gebühren wird hiermit öffentlich bekannt gemacht.  
 
Hinweis nach § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung NRW: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,  

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Lügde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Stadt Lügde, den 24.11.2014  
 
 
Heinz Reker 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
603 Satzung der Stadt Lügde über die Erhebung 

von Abwassergebühren vom 24.11. 2014 
 
Aufgrund der §§ 7, 8, 9  und 41 der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666), 
der § 1, 2, 4, 6 bis 8 und 10 des Kommunalabgabengeset-
zes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG NRW) vom 
21. Oktober 1969 (GV NRW 1969, S. 712 und des §§ 53c, 
65 des Wassergesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen 
(LWG NRW) in der Fassung der Bekanntmachung vom 25. 
Juni 1995 (GV. NRW. 1995, S. 926), in der jeweils gelten-
den Fassung, hat der Rat der Stadt Lügde in seiner Sitzung 
am 17. 11. 2014  die folgende Satzung beschlossen: 
 

1. Abschnitt: 
 

Finanzierung der Abwasserbeseitigung 
 

§ 1 
 

Finanzierung der gemeindlichen Abwasseranlage 
 
(1) Zur Finanzierung der gemeindlichen Abwasseranlage 

erhebt die Stadt Lügde Abwassergebühren nach Maß-
gabe der nachfolgenden Bestimmungen. 

 
(2) Entsprechend § 1 Abs. 2 der Entwässerungssatzung 

der Stadt Lügde vom 21. 10. 1996, zuletzt geändert mit 
Ratsbeschluss vom 10. 12. 2001 stellt die Stadt Lügde 
zum Zweck der Abwasserbeseitigung in ihrem Gebiet 
und zum Zweck der Verwertung oder Beseitigung der 
bei der gemeindlichen Abwasserbeseitigung anfallen-
den Klärschlämme die erforderlichen Anlagen als öf-
fentliche Einrichtung zur Verfügung (gemeindliche Ab-
wasseranlagen). Hierzu gehören der gesamte Bestand 
an personellen und sachlichen Mitteln, die für eine ord-
nungsgemäße Abwasserbeseitigung erforderlich sind 
(z.B. das Kanalnetz, Kläranlagen, Regenwasser-
Versickerungsanlagen, Transportfahrzeuge für Klär-
schlamm aus Kleinkläranlagen und Inhaltstoffen von 
abflusslosen Gruben, das für die Abwasserbeseitigung 
eingesetzte Personal).  

 
(3) Die gemeindlichen Abwasseranlagen bilden eine recht-

liche und wirtschaftliche Einheit, die auch bei der Be-
messung der Kanalanschlussbeiträge und Abwasser-
gebühren zugrunde gelegt wird.   
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2. Abschnitt: 

 
Gebührenrechtliche Regelungen 

 
§ 2 

 
Abwassergebühren 

 
(1) Für die Inanspruchnahme der gemeindlichen Abwas-

seranlage erhebt die Stadt Lügde nach §§ 4 Abs. 2, 6 
KAG NRW und § 53 c LWG NRW Abwassergebühren 
(Benutzungsgebühren) zur Deckung der Kosten i.S.d. § 
6 Abs. 2 KAG NRW sowie der Verbandslasten nach § 7 
KAG NRW. 

 
(2) In die Abwassergebühr wird nach § 65 LWG NRW ein-

gerechnet: 
- die Abwasserabgabe für eigene Einleitungen der 

Gemeinde (§ 65 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 LWG NRW) 
- die Abwasserabgabe für die Einleitung von Nieder-

schlagswasser (§ 65 Abs.1 Satz 1 
Nr. 2 i.V.m. § 64 Abs. 1 Satz 2 LWG NRW), 

- die Abwasserabgabe, die von Abwasserverbänden 
auf die Stadt Lügde umgelegt wird 
( § 65 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3 LWG NRW). 

 
(3) Die Schmutzwasser- und die Regenwassergebühr sind 

grundstücksbezogene Benutzungsgebühren und ruhen 
als öffentliche Last auf dem Grundstück (§ 6 Abs. 5 
KAG NRW). 

 
§ 3 

 
Gebührenmaßstäbe 

 
(1) Die Stadt Lügde erhebt getrennte Abwassergebühren 

für die Beseitigung von Schmutz- und Niederschlags-
wasser  (Sammeln, Fortleiten, Behandeln, Einleiten, 
Versickern, Verregnen und Verrieseln sowie das Ent-
wässern von Klärschlamm im Zusammenhang mit der 
Beseitigung des Abwassers). 

 
(2) Die Schmutzwassergebühr bemisst sich nach dem 

Frischwassermaßstab (§ 4).  
 
(3) Die Niederschlagswassergebühr bemisst sich auf der 

Grundlage der Quadratmeter der bebauten (bzw. über-
bauten) und/oder befestigten Fläche auf den ange-
schlossenen Grundstücken, von denen Niederschlags-
wasser abflusswirksam in die gemeindliche Abwasser-
anlage gelangen kann (§ 5).  

 
§ 4 

 
Schmutzwassergebühren 

 
(1) Die Gebühr für Schmutzwasser wird nach der Menge 

des häuslichen und gewerblichen Schmutzwassers be-
rechnet, das der Abwasseranlage von den angeschlos-
senen Grundstücken zugeführt wird. Berechnungsein-
heit ist der Kubikmeter (m³) Schmutzwasser.  

 
 
 
 
 
 

 
(2) Als Schmutzwassermenge gilt die aus der öffentlichen 

Wasserversorgungsanlage bezogene Frischwasser-
menge (§ 4 Abs. 3) und die aus privaten Wasserversor-
gungsanlagen (z.B. privaten Brunnen, Regenwas-
sernutzungsanlagen) gewonnene Wassermenge (§ 4 
Abs. 4), abzüglich der auf dem Grundstück nachweis-
bar verbrauchten und zurückgehaltenen Wassermen-
gen, die nicht in die gemeindliche Abwasseranlage ein-
geleitet werden (§ 4 Abs. 5). 

 
(3) Die dem Grundstück zugeführten Wassermengen wer-

den durch Wasserzähler ermittelt. Bei dem aus der öf-
fentlichen Wasserversorgungsanlage bezogenen Was-
ser gilt die mit dem Wasserzähler gemessene Wasser-
menge als Verbrauchsmenge. Hat ein Wasserzähler 
nicht ordnungsgemäß funktioniert, so wird die Wasser-
menge von der Stadt Lügde unter Zugrundelegung des 
Verbrauchs der drei Vorjahre geschätzt. 

 
(4) Bei der Wassermenge aus privaten Wasserversor-

gungsanlagen (z.B. privaten Brunnen, Regenwas-
sernutzungsanlagen) hat der Gebührenpflichtige den 
Mengennachweis durch einen auf seine Kosten einge-
bauten und ordnungsgemäß funktionierenden geeich-
ten  Wasserzähler zu führen. Der Wasserzähler muss 
alle 6 Jahre gemäß den §§ 12 bis 14 i.V.m. dem An-
hang B Nr. 6.1 der Bundes-Eichordnung durch einen 
neuen, geeichten Wasserzähler ersetzt werden. Der 
Nachweis über die ordnungsgemäße Funktion sowie 
Eichung des Wasserzählers obliegt dem Gebühren-
pflichtigen. Wird dieser Nachweis nicht geführt, findet 
eine Schätzung der Menge statt. 

 
Ist dem Gebührenpflichtigen der Einbau eines solchen 
Wasserzählers nicht zumutbar, so ist die Stadt Lügde 
berechtigt, die aus diesen Anlagen zugeführten Was-
sermengen zu schätzen (z.B. auf der Grundlage der 
durch die wasserrechtliche Erlaubnis festgelegten Ent-
nahmemengen oder auf der Grundlage der Pumpleis-
tung sowie Betriebsstunden der Wasserpumpe oder un-
ter Berücksichtigung der statistischen Verbräuche im 
Stadtgebiet). Eine Schätzung erfolgt auch, wenn der 
Wasserzähler nicht ordnungsgemäß funktioniert.  

 
(5) Bei der Ermittlung der Schmutzwassermenge werden 

die auf dem Grundstück anderweitig verbrauchten oder 
zurückgehaltenen Wassermengen (sog. Wasser-
schwundmengen) abgezogen, die nachweisbar nicht 
dem öffentlichen Kanal zugeführt werden. Der Nach-
weis der Wasserschwundmengen obliegt den Gebüh-
renpflichtigen. Der Gebührenpflichtige ist grundsätzlich 
verpflichtet, den Nachweis durch eine auf seine Kosten 
eingebaute, ordnungsgemäß funktionierende und ge-
eignete Messeinrichtung zu führen: 

 
Nr. 1: Abwasser-Messeinrichtung 
 
Geeignete Abwasser-Messeinrichtungen sind techni-
sche Geräte, die in regelmäßigen Abständen kalibriert 
werden müssen. Die Kalibrierung ist nach den Herstel-
ler-Angaben durchzuführen und der Gemeinde nach-
weisen, um die ordnungsgemäße Funktion der Abwas-
ser-Messeinrichtung zu dokumentieren. Wird dieser 
Nachweis nicht geführt, findet eine Berücksichtigung 
der Abzugsmengen nicht statt.  
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Nr. 2: Wasserzähler 
 
Ist die Verwendung einer Abwasser-Messeinrichtung im 
Einzelfall technisch nicht möglich oder dem Gebühren-
pflichtigen nicht zumutbar, so hat er den Nachweis 
durch einen auf seine Kosten eingebauten, ordnungs-
gemäß funktionierenden und geeichten Wasserzähler 
zu führen. Der Wasserzähler muss alle 6 Jahre gemäß 
den §§ 12 bis 14 i.V.m. dem Anhang B Nr. 6.1 der Bun-
des-Eichordnung durch einen neuen, geeichten Was-
serzähler ersetzt werden. Der Nachweis über die ord-
nungsgemäße Funktion sowie Eichung des Wasserzäh-
lers obliegt dem Gebührenpflichtigen. Wird dieser 
Nachweis nicht geführt, findet eine Berücksichtigung 
der Abzugsmengen nicht statt. 
 
Nr. 3: Nachweis durch nachprüfbare Unterlagen 
 
Ist im Einzelfall auch der Einbau eines Wasserzählers 
zur Messung der Wasserschwundmengen technisch 
nicht möglich oder dem Gebührenpflichtigen nicht zu-
mutbar, so hat der Gebührenpflichtige den Nachweis 
durch nachprüfbare Unterlagen zu führen. Aus diesen 
Unterlagen muss sich insbesondere ergeben, aus wel-
chen nachvollziehbaren Gründen Wassermengen der 
gemeindlichen Abwassereinrichtung nicht zugeleitet 
werden und wie groß diese Wassermengen sind. Die 
nachprüfbaren Unterlagen müssen geeignet sein, der 
Gemeinde eine zuverlässige Schätzung der auf dem 
Grundstück zurückgehaltenen Wassermengen zu er-
möglichen. Sind die nachprüfbaren Unterlagen un-
schlüssig und/oder nicht nachvollziehbar, werden die 
geltend gemachten Wasserschwundmengen nicht an-
erkannt. Soweit der Gebührenpflichtige durch ein spe-
zielles Gutachtens bezogen auf seine Wasser-
schwundmengen den Nachweis erbringen will, hat er 
die gutachterlichen Ermittlungen vom Inhalt, von der 
Vorgehensweise und vom zeitlichen Ablauf vorher mit 
der Gemeinde abzustimmen. Die Kosten für das Gut-
achten trägt der Gebührenpflichtige.  
 
Wasserschwundmengen sind bezogen auf das Kalen-
derjahr durch einen schriftlichen Antrag bis zum 15.1 
des nachfolgenden Jahres durch den Gebührenpflichti-
gen bei der Gemeinde geltend zu machen. Nach Ablauf 
dieses Datums findet eine Berücksichtigung der Was-
serschwundmengen nicht mehr statt (Ausschlussfrist). 
Fällt der 15.1 des nachfolgenden Jahres auf einen 
Samstag oder Sonntag, endet die Ausschlussfrist am 
darauf folgenden Montag. 
 
Nr. 4: Landwirtschaftliche Betriebe 
 
Für landwirtschaftliche Betriebe mit Großviehhaltung 
und mehr als 5 ha Betriebsfläche können auf Antrag nur 
40 % der nach den Absätzen 1 – 4 errechneten Was-
sermenge in Ansatz gebracht werden. Beträgt die nach 
den Absätzen 1 – 4 errechnete Wassermenge dieser 
landwirtschaftlichen Betriebe mehr als 600 m³, so kön-
nen auf Antrag hiervon nur 30 % in Ansatz gebracht 
werden. 

 
(6) Die Gebühr beträgt je m³ Schmutzwasser ab dem 

01.01.2015 jährlich 3,80 €. 
 
 
 
 

 
§ 5 

 
Niederschlagswassergebühr 

 
(1) Grundlage der Gebührenberechnung für das Nieder-

schlagswasser ist die Quadratmeterzahl der bebauten 
(bzw. überbauten) und/oder befestigten Grundstücks-
fläche, von denen Niederschlagswasser leitungsgebun-
den oder nicht leitungsgebunden abflusswirksam in die 
gemeindliche Abwasseranlage gelangen kann. Eine 
nicht leitungsgebundene Zuleitung liegt insbesondere 
vor, wenn von bebauten (bzw. überbauten) und/oder 
befestigten Flächen oberirdisch aufgrund des Gefälles 
Niederschlagswasser in die gemeindliche Abwasseran-
lage gelangen kann.  

 
(2) Die bebaute (bzw. überbaute) und/oder befestigte 

Grundstücksfläche wird mit einem Faktor multipliziert, 
der wie folgt festgesetzt wird: 

 
1. Dachflächen 
a) Dachflächen ohne Begrünung Faktor 1,0 
 
b) begrünte Dachflächen  Faktor 0,3 

 
2. befestigte Bodenflächen 
a) wasserundurchlässige Befestigungen wie insbeson-

dere Asphalt, Beton, befestigte Flächen mit Fugen-
dichtung und Pflaster unter 10 mm Fugenbreite
     Faktor 1,0 

 
b) wasser(teil)durchlässige Befestigungen wie insbe-

sondere Pflaster ab 10 mm wasserdurchlässiger 
Fugenbreite, Drainpflaster  Faktor 0,6. 

 
(3) Wird auf dem Grundstück Niederschlagswasser ge-

sammelt (z.B. in einer Zisterne oder Brauchwassernut-
zungsanlage) und hat diese Einrichtung einen Entlas-
tungsüberlauf in die öffentliche Entwässerungsanlage, 
wird die in diese Regenwassernutzungsanlage entwäs-
sernde bebaute (bzw. überbaute) und/oder befestigten 
Fläche reduziert (Bonus), wenn das Aufnahmevolumen 
der Einrichtung mindestens 1,0 m³ aufweist. Die Flä-
chenreduzierung beträgt acht Quadratmeter Grund-
stücksfläche je Kubikmeter Speicherkapazität.  

 
(4) Wird auf dem Grundstück Niederschlagswasser durch 

eine Versickerungsanlage (z.B. Versickerungsschacht) 
versickert und hat diese Anlage einen Entlastungsüber-
lauf in die öffentliche Entwässerungsanlage, wird die an 
diese Anlage angeschlossene bebaute (bzw. überbau-
te) und/oder befestigten Fläche mit dem Faktor 0,6 be-
rücksichtigt. Die Versickerungsanlage muss gemäß den 
allgemein anerkannten Regeln der Technik gebaut und 
betrieben werden. 
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(5) Die bebauten (bzw. überbauten) und/oder befestigten 

Flächen werden im Wege der  Befragung der Eigentü-
mer der angeschlossenen Grundstücke ermittelt.  Der 
Grundstückseigentümer ist verpflichtet, der Stadt Lügde 
auf Anforderung die Quadratmeterzahl der bebauten 
(bzw. überbauten) und/oder befestigten sowie in die öf-
fentliche Abwasseranlage abflusswirksamen Fläche auf 
seinem Grundstück mitzuteilen (Mitwirkungspflicht).  
Insbesondere ist er verpflichtet, zu einem von der Stadt 
Lügde vorgelegten Lageplan über die bebauten (bzw. 
überbauten) und/oder versiegelten sowie abflusswirk-
samen Flächen auf seinem Grundstück Stellung zu 
nehmen und mitzuteilen, ob diese Flächen durch die 
Stadt Lügde zutreffend ermittelt wurden.  Auf Anforde-
rung der Stadt Lügde hat der Grundstückseigentümer 
einen Lageplan oder andere geeignete Unterlagen vor-
zulegen, aus denen sämtliche bebauten (bzw. überbau-
ten)  und/oder befestigten Flächen entnommen werden 
können. Soweit erforderlich, kann die Stadt Lügde die 
Vorlage weiterer Unterlagen fordern. Kommt der 
Grundstückseigentümer seiner Mitwirkungspflicht nicht 
nach oder liegen für ein Grundstück keine geeigneten 
Angaben/Unterlagen des Grundstückseigentümers vor, 
wird die bebaute (bzw. überbaute) und/oder befestigte 
sowie abflusswirksame Fläche von der Stadt Lügde ge-
schätzt.  

 
(6) Wird die Größe der bebauten (bzw. überbauten) 

und/oder befestigten Fläche verändert, so hat der 
Grundstückseigentümer dies der Stadt Lügde innerhalb 
eines Monates nach Abschluss der Veränderung anzu-
zeigen. Für die Änderungsanzeige gilt Abs. 5 entspre-
chend. Die veränderte Größe der bebauten (bzw. über-
bauten) und/oder versiegelte Fläche wird mit dem 1. 
Tag des der Veränderung  folgenden Monats berück-
sichtigt.  

 
(7) Die Gebühr beträgt für jeden Quadratmeter (m²) bebau-

ter (bzw. überbauter) und/oder befestigter Fläche i.S.d. 
Abs. 1 -  4 ab dem 01.01.2015 jährlich 0,44 €. 

 
§ 6 

 
Beginn und Ende der Gebührenpflicht 

 
(1) Die Gebührenpflicht beginnt mit dem 1. des Monats, der 

auf den Zeitpunkt der betriebsfertigen Herstellung des 
Anschlusses folgt.  

 
(2) Für Anschlüsse, die beim Inkrafttreten dieser Satzung 

bereits bestehen, beginnt die Gebührenpflicht nach die-
ser Satzung mit deren Inkrafttreten. 

 
(3) Die Gebührenpflicht endet mit dem Wegfall des An-

schlusses an die Abwasseranlage. Endet die Gebüh-
renpflicht im Laufe eines Monats, so wird die Benut-
zungsgebühr bis zum Ablauf des Monats erhoben, in 
dem die Veränderung erfolgt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
§ 7 

 
Gebührenpflichtige 

 
(1) Gebührenpflichtige sind 
 

a) der Grundstückseigentümer bzw. wenn ein Erbbau-
recht bestellt ist, der Erbbauberechtigte, 

 
b) der Nießbraucher oder derjenige, der ansonsten zur 

Nutzung des Grundstücks dinglich berechtigt ist, 
 
c) der Straßenbaulastträger für die Straßenoberflä-

chenentwässerung. 
  
Mehrere Gebührenpflichtige haften als Gesamtschuldner.  
 
(2) Im Falle eines Eigentumswechsels ist der neue Grund-

stückseigentümer vom Beginn des Monats an gebüh-
renpflichtig, der dem Monat der Rechtsänderung im 
Grundbuch folgt. Für sonstige Gebührenpflichtige gilt 
dies entsprechend. Eigentums- bzw. Nutzungswechsel 
hat der bisherige Gebührenpflichtige der Stadt Lügde 
innerhalb eines Monats nach der Rechtsänderung unter 
Angabe des Zählerstandes zum Zeitpunkt der Rechts-
änderung schriftlich mitzuteilen.  

 
(3) Die Gebührenpflichtigen haben alle für die Berechnung 

der Gebühren erforderlichen Auskünfte zu erteilen so-
wie der Stadt Lügde die erforderlichen Daten und Un-
terlagen zu überlassen. Sie haben ferner zu dulden, 
dass Beauftragte der Stadt Lügde das Grundstück be-
treten, um die Bemessungsgrundlage festzustellen oder 
zu überprüfen.  

 
§ 8 

 
Fälligkeit der Gebühr 

 
(1) Die Benutzungsgebühr wird einen Monat nach Be-

kanntgabe des Gebührenbescheides fällig. Die Gebüh-
ren können zusammen mit anderen Abgaben erhoben 
werden. 

 
(2) Die Abrechnung der Gebühren sowie das Ablesen der 

Zähler der Zählereinrichtungen erfolgt einmal jährlich, 
und zwar zum Jahresende für das abgelaufene Kalen-
derjahr. Soweit erforderlich, kann sich die Stadt Lügde 
hierbei der Mitarbeit der Gebührenpflichtigen bedienen. 

 
§ 9 

 
Abschlagszahlungen / Vorausleistungen 

 
(1) Die Stadt Lügde erhebt am 15.2., 15.5., 15.8. und 

15.11. jeden Kalenderjahres Abschlagszahlungen in 
Höhe von ¼ des Betrages der mit dem Gebührenbe-
scheid festgelegten Jahres-Abwassergebühr. Die Ge-
bühr entsteht am 1.1. des jeweiligen Kalenderjahres. 

 
(2) Der Vorausleistungssatz entspricht dem Gebührensatz 

für das jeweilige Kalenderjahr 
 
(3) Die Gebühr entsteht erst am 31.12. des jeweiligen Ka-

lenderjahres. Die Endabrechnung und endgültige Fest-
setzung erfolgt im darauf folgenden Kalenderjahr durch 
Bescheid. 
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(4) Ergibt sich bei der Abrechnung, dass zu hohe Voraus-

leistungen bemessen wurden, so wird der übersteigen-
de Betrag erstattet bzw. verrechnet. Wurden Voraus-
leistungen zu gering bemessen, wird der fehlende Be-
trag bei der Abrechnung nach erhoben. Nach der Be-
endigung des Benutzungsverhältnisses werden zuviel 
gezahlte Vorausleistungen erstattet. Die auf einen zu-
rückliegenden Erhebungszeitraum bezeichneten Ab-
rechnungsbeträge sowie die sich aus der Abrechnung 
der Vorausleistungen ergebenden Nachzahlungsbeträ-
ge sind innerhalb eines Monats nach Bekanntgabe des 
Bescheides fällig. 

 
§ 10 

 
Verwaltungshelfer 

 
(1) Die Stadt Lügde ist berechtigt, sich bei der Anforderung 

von Gebühren und Vorauszahlungen der Hilfe des zu-
ständigen Wasserversorgers oder eines anderen von 
ihr beauftragten Dritten zu bedienen. 

 
3. Abschnitt 

 
Schlussbestimmungen 

 
§ 11 

 
Auskunftspflichten 

 
(1) Die Gebührenpflichtigen haben alle für die Berechnung 

der Gebühren erforderlichen Auskünfte zu erteilen so-
wie Daten und Unterlagen zu überlassen. Sie haben zu 
dulden, dass Beauftragte der Stadt Lügde das Grund-
stück betreten, um die Bemessungsgrundlagen festzu-
stellen oder zu überprüfen.  

 
(2) Werden die Angaben verweigert oder sind sie aus 

sonstigen Gründen nicht zu erlangen, so kann die Stadt 
Lügde die für die Berechnung maßgebenden Merkmale 
unter Berücksichtigung aller sachlichen Umstände 
schätzen oder durch einen anerkannten Sachverständi-
gen auf Kosten des Gebührenpflichtigen schätzen las-
sen. 

 
§ 12 

 
Billigkeits- und Härtefallregelung 

 
(1) Ergeben sich aus der Anwendung dieser Satzung im 

Einzelfall besondere, insbesondere nicht beabsichtigte 
Härten, so können die Abwassergebühren gestundet, 
ermäßigt, niedergeschlagen oder erlassen werden.  

 
§ 13 

 
Zwangsmittel 

 
(1) Die Androhung und Festsetzung von Zwangsmitteln bei 

Zuwiderhandlungen gegen diese Satzung richtet sich 
nach den Vorschriften des Verwaltungsvollstreckungs-
gesetzes NRW. 

 
 
 
 
 
 

 
§ 14 

 
Rechtsmittel 

 
(1) Das Verfahren bei Verwaltungsstreitigkeiten richtet sich 

nach den Vorschriften der Verwaltungsgerichtsordnung. 
 

§ 15 
 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01.01.2015 in Kraft. Gleichzeitig tritt 
die Satzung der Stadt Lügde über die Erhebung von Ab-
wassergebühren vom 10.08.2009 in der Fassung vom 
19.11.2012 außer Kraft. 
 

Bekanntmachungsanordnung 
 
Die vorstehende Satzung wird hiermit öffentlich bekannt-
gemacht.  
 
Hinweis nach § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung NRW: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- und Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO NRW) beim Zustande-
kommen dieser Satzung nach Ablauf eines Jahres seit die-
ser Bekanntmachung nicht mehr geltend gemacht werden 
kann, es sei denn 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor-

geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge-
führt,  

 
b) diese Satzung ist nicht ordnungsgemäß öffentlich be-

kanntgemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-

standet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 

Stadt Lügde vorher gerügt und dabei die verletzte 
Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet worden, 
die den Mangel ergibt. 

 
Stadt Lügde, den 24.11.2014  
 
 
Heinz Reker 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
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604 Gebührensatzung über die Abfallbeseitigung 

in der Stadt Lügde vom 28. November 2014 
 
Aufgrund der §§ 7, 8, 9 und 41 (1) f) der Gemeindeordnung 
für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung der Be-
kanntmachung vom 14. Juli 1994 (GV NRW S. 666) zuletzt 
geändert durch Artikel 1 des Gesetz vom 13. Dezember 
2011  (GV. NRW. 2011, S.685), der §§ 8 und 9 des Abfall-
gesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (LAbfG NRW) 
vom 21. Juni 1988 (GV NRW S. 250), zuletzt geändert 
durch Gesetz vom 17. Dezember 2009 (GV. NRW. S. 863, 
ber. 975), des Gesetzes zur Neuordnung des Kreislaufwirt-
schafts- und Abfallrechts vom 24.02.2012,  (BGBl. I 2012, 
S. 257 ff.), und der §§ 1, 2, 4 und 6 des Kommunalabga-
bengesetzes für das Land Nordrhein-Westfalen (KAG 
NRW) vom 21. Oktober 1969 (GV. NW. S. 712), in der 
Fassung vom 25. April 2005  (GV NRW S. 488), zuletzt ge-
ändert durch Gesetz vom 13. Dezember 2011 (GV. NRW. 
S.687) hat der Rat der Stadt Lügde in seiner Sitzung am  
17. November 2014 folgende Gebührensatzung beschlos-
sen: 
 

§ 1 
 

Benutzungsgebühren 
 
(1) Zur Deckung der Kosten der Abfallentsorgung werden 
nach § 6 KAG in Verbindung mit § 22 der Satzung über die 
Abfallentsorgung in der Stadt Lügde vom 06. November 
2012  von den Anschlussnehmern öffentlich-rechtliche Ge-
bühren erhoben. In die Gebühren wird auch die Abfallge-
bühr einbezogen, die die Stadt Lügde an den Kreis Lippe 
bzw. den Abfallwirtschaftsverband Lippe zu entrichten hat. 
 
(2) Die Abfallgebühr ruht als öffentliche Last auf dem 
Grundstück. 
 

§ 2 
 

Gebührenberechnung 
 
(1) Die Abfallentsorgungsgebühr besteht aus den Teilen: 
 
       a)    Grundgebühr je Haushalt und/oder  Betrieb  
 
       und 
 
       b) Behältergebühren. 
 
Die Behältergebühren werden nach der Art, Anzahl und 
Größe der Abfallbehälter sowie nach der Häufigkeit der 
Entleerungen bemessen. 
 
(2) Ein Haushalt im Sinne dieser Satzung bilden alle Per-
sonen, die gemeinsam wohnen und wirtschaften. Wer al-
lein wirtschaftet, bildet einen eigenen Haushalt. Personen 
mit mehreren Wohnungen führen in jeder Wohnung einen 
eigenen Haushalt. Im Zweifelsfall ist dies durch den Ge-
bührenpflichtigen nachzuweisen. 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
(3) Zu den Betrieben im Sinne dieser Satzung zählen ins-
besondere: 
 
• Gewerbe und Industriebetriebe 
• Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentli-

chen Rechts 
• Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des privaten 

Rechts 
• Kirchen- und Religionsgemeinschaften 
• Hotels, Pensionen, Restaurants, Gaststätten, Cafés, 

Imbissstuben, Altenheime 
• Einzelhandelsgeschäfte, Großhandelsbetriebe 
• Handwerksbetriebe 
• Berufe mit Geschäfts- und Praxisräumen. 
 
(4) Die Gebühren betragen jährlich: 
 
a) Grundgebühr je Haushalt                            40,56 € 
b) Grundgebühr je Betrieb     40,56 €  
 
und 
 
c) für die System-Abfallbehälter incl. Behältermiete 
 
   60 l grau  4-wöchentlich      46,80 € 
   80 l grau        4-wöchentlich                        62,40 € 
 120 l grau       4-wöchentlich                        93,60 € 
 240 l grau       4-wöchentlich                      187,32 € 
   80 l grau            4-wöchentlich 
                          (Windeltonne auf bes.  Anforderung zu  
                          besonderen Terminen)             62,40 € 
 
    
   60 l grün        14-tägige Abfuhr                32,28 € 
   80 l grün        14-tägige Abfuhr          43,08 € 
 120 l grün        14-tägige Abfuhr            64,68 € 
 
     
d) für die System-Abfallbehälter incl. Behältermiete (soge-
nannte Halbjahresbiotonne),  
 
   80 l grün        14-tägige Abfuhr                  23,85 € 
 120 l grün        14-tägige Abfuhr                37,32 € 
 
Die Halbjahresbiotonne wird auf Antrag seitens der Stadt 
Lügde zusätzlich speziell für die jährliche Vegetationsperi-
ode herausgegeben. Das Gefäß verbleibt allerdings ganz-
jährig beim Gebührenpflichtigen. 
 
e) für einen Abfallsack mit 70 l  
     Nutzinhalt                                                4,20 €/Stück 
 
(5)   Für Grundstücke, die mittels Großbehälter (1.100 l) 
entsorgt werden, ist eine Benutzungsgebühr in Höhe von 
66,03 € pro Abfuhr zu zahlen.  
 
(6) Für die Auslieferung von  Abfallbehältern auf dem an-
geschlossenen Grundstück, die auf Antrag des Gebühren-
pflichtigen erfolgt, wird eine Gebühr von 15,60 € erhoben. 
Diese Regelung gilt nicht bei einer mängelbedingten Um-
stellung. Außerdem ist sie nicht anzuwenden bei der erst-
maligen Auslieferung eines Abfallbehälters. 
 
Die Gebühr wird vom Gebührenpflichtigen per Einzelrech-
nung vor der Umstellung erhoben. 
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(7) Grün- und Gehölzschnitt bis zu einer Anliefermenge von 
max. 2 m³ wird kostenfrei angenommen. Bei größeren 
Mengen pflanzlicher Abfälle (über 2 m³) ist die Annahme 
ausgeschlossen. Fallen größere Mengen zur Entsorgung 
an, sind diese per Eigenanlieferung oder durch Mulden-
transporteure zur Entsorgungsanlage bzw. den drittbeauf-
tragten Betreibern der Abfallsortieranlagen  zu befördern. 
 
Die Anlieferung in Transportbehältern (Säcke, Tüten, Kis-
ten bis max. 100 l) per Handwagen oder Karre, mittels 
PKW oder PKW-Kombi sowie mit PKW-Anhänger oder mit 
Kleintransporter bis 2 m³ ist gebührenfrei. 
 

§ 3 
 

Beginn und Ende der Gebührenpflicht 
 
(1) Die Gebührenpflicht entsteht nach Ablauf des Monats, 
in dem das Grundstück an die Abfallbeseitigung ange-
schlossen wird. Sie endet mit Ablauf des Monats, in dem 
der Anschluss entfällt, auch wenn die Abfallbeseitigung 
während dieses Zeitraums nicht voll in Anspruch genom-
men wird. Wird das Grundstück bis zur ersten regelmäßi-
gen Entleerung im Monat angeschlossen, so beginnt die 
Gebührenpflicht mit dem Anmeldemonat. 
 
(2) Vermindert oder erhöht sich die Zahl der Haushalte, Be-
triebe oder der Abfallbehälter pro Grundstück oder ändert 
sich deren Größe während des Haushaltsjahres, so ver-
mindert oder erhöht sich die Gebührenpflicht entsprechend 
den Veränderungen mit Beginn des folgenden Monats. Tritt  
die Veränderung vor der ersten regelmäßigen Entleerung 
im Monat ein, so ändert sich die Gebührenpflicht vom Um-
meldemonat ab. 
 
(3) Die Gebührenpflichtigen haben schriftlich – auf Verlan-
gen auf vorgeschriebenen Vordruck – die Anzahl und Grö-
ße der benutzten Abfallbehälter, die Zahl der Haushalte 
bzw. der Betriebe und die Anzahl der Bewohner anzuge-
ben. Unterbleibt die Angabe, so werden Zahl und Größe 
der Abfallbehälter durch die Stadt Lügde festgestellt. 
 
(4) Die Bestimmungen des Abs. 3 gelten entsprechend für 
Neuanschlüsse und Veränderungen der Behälterzahl und 
Behältergröße während des laufenden Haushaltsjahres. 
 

§ 4 
 

Gebührenpflichtige 
 
(1) Gebührenpflichtig ist der Eigentümer des an die Abfall-
beseitigung angeschlossenen Grundstücks. Ist das Grund-
stück mit einem Erbbaurecht belastet, so ist zusätzlich der 
Erbbauberechtigte gebührenpflichtig. Ferner haftet neben 
dem Eigentümer auch die  zur Nutzung oder zum Ge-
brauch des Grundstücks dinglich Berechtigten und die 
Wohnungsberechtigten (§ 1093 BGB, § 31 WEG) nach 
dem Verhältnis ihrer Anteile, es sei denn, dass sie ihrer 
Zahlungspflicht gegenüber dem Eigentümer vor ihrer Inan-
spruchnahme durch die Stadt Lügde bereits nachgekom-
men sind. Mehrere Gebührenpflichtige sind Gesamtschuld-
ner.  
 
(2) Bei Eigentumswohnungen ist die Gemeinschaft der 
Wohnungseigentümer, vertreten durch den von ihr zu be-
stellenden Verwalter (§ 26 WEG) gebührenpflichtig. 
 
 

 
(3) Bei einem Eigentumswechsel geht die Gebührenpflicht 
mit dem Beginn des auf den Eigentumswechsel folgenden 
Monats auf den neuen Eigentümer über. Entsprechendes 
gilt beim Wechsel des Erbbauberechtigten. 
 
(4) Rechtsänderungen (Eigentum, Erbbaurecht) sind vom 
bisherigen Gebührenpflichtigen unverzüglich zu melden. 
Der bisherige Gebührenpflichtige haftet gesamtschuldne-
risch für die Gebühren, die bis zu dem Zeitpunkt entstan-
den sind, in dem die Stadt Kenntnis von der Rechtsände-
rung erhält. 
 
(5) Werden Abfallsäcke mit 70 l Nutzinhalt verwendet, so 
ist der Erwerber gebührenpflichtig. 
 

§ 5 
 

Heranziehung und Fälligkeit 
 
(1) Die Heranziehung zu den Gebühren für die Abfallbesei-
tigung erfolgt bei der Verwendung von Abfallbehältern der 
in § 2 Abs. 4 genannten Größen durch Bescheid des Bür-
germeisters jeweils für ein Haushaltsjahr. Die Jahresge-
bühr ist mit je einem Viertel zum 15. Februar, 15. Mai,    15. 
August und 15. November zu entrichten. Sie kann zusam-
men mit anderen Abgaben angefordert werden. Geht der 
Bescheid dem Gebührenpflichtigen  erst nach einem der 
genannten Fälligkeitstage zu, so ist die Gebührenschuld für 
den oder die vorangegangenen Fälligkeitstage innerhalb 
eines Monats nach Bekanntgabe des Bescheides zu ent-
richten. 
 
(2) Die Gebühr für die Abfallsäcke wird beim Erwerb fällig. 
 

§ 6 
 

Unterbrechung der Abfallbeseitigung 
 
(1) Wir die Abfallbeseitigung durch Bauarbeiten, Streiks, 
Betriebsstörungen, betriebsnotwendige Arbeiten, behördli-
che Verfügungen oder Verlegung des Zeitpunktes der Ab-
fallabfuhr eingeschränkt, unterbrochen oder verspätet 
durchgeführt, so haben die Gebührenpflichtigen keinen An-
spruch auf Ermäßigung oder Erlass der Gebühren. 
 
(2) Wird die Abfallbeseitigung länger als einen Monat un-
terbrochen, so vermindert sich die Gebührenpflicht ent-
sprechend. Der Zeitraum der Unterbrechung wird auf volle 
Monate nach oben aufgerundet.  
 

§ 7 
 

Ordnungswidrigkeiten 
 
Fahrlässige oder vorsätzliche Zuwiderhandlungen gegen 
die Vorschriften der §§ 3 Abs. 3 Satz 1 und Abs. 4 sowie § 
4 Abs. 4 Satz 1 können nach § 20 Abs. 2 KAG NW mit ei-
ner Geldbuße bis zu zehntausend Euro geahndet werden. 
 

§ 8 
 

Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am 01. Januar 2015 in Kraft. Gleichzei-
tig tritt die Gebührensatzung über die Abfallbeseitigung in 
der Stadt Lügde vom 20. November 2012 außer Kraft. 
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Bekanntmachungsanordnung: 
 
Die vorstehende Gebührensatzung über die Abfallbeseiti-
gung in der Stadt Lügde vom 28. November 2014                         
wird hiermit öffentlich bekannt gemacht. 
Hinweis nach § 7 Abs. 6 Gemeindeordnung NRW: 
 
Es wird darauf hingewiesen, dass eine Verletzung von Ver-
fahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für 
das Land Nordrhein-Westfalen (GO  NRW) beim Zustan-
dekommen dieser Satzung (ortsrechtlichen Bestimmung) 
nach Ablauf eines Jahres seit dieser Bekanntmachung 
nicht mehr geltend gemacht werden kann, es sei denn, 
 
a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vor- 
     geschriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchge- 
     führt, 
 
b) diese Satzung (ortsrechtliche Bestimmung) ist nicht  
     ordnungsgemäß öffentlich bekannt gemacht worden, 
 
c) der Bürgermeister hat den Satzungsbeschluss (Rats- 
     beschluss) vorher beanstandet oder 
 
d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der 
     Stadt Lügde vorher gerügt und dabei die verletzte 
     Rechtsvorschrift und die Tatsache bezeichnet wor- 
     den, die den Mangel ergibt. 
 
Der Bürgermeister bestätigt hiermit, dass der bekannt ge-
machte Satzungstext dem beschlossenen Satzungstext 
entspricht. 
 
Lügde, den 28. November 2014 
 
 
Heinz Reker 
Bürgermeister 

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
605 Wegeeinziehung 
 
Gem. § 7 Abs. 2 des Straßen- und Wegegesetzes des 
Landes Nordrhein-Westfalen (StrWG NRW) in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 23. September 1995 (GV NRW 
S. 1028, zuletzt geändert durch Artikel 3 des Gesetzes vom 
20. Mai 2014 (GV. NRW. S. 294), in Kraft getreten am 28. 
Mai 2014, wird hiermit die Wegeparzelle „Krähenbrink“  in 
der Gemarkung Lügde, Flur 16, Flurstück 111, eingezogen. 
Eine Karte, auf der die Lage des Weges zu ersehen ist, 
kann im Rathaus Lügde, Erdgeschoss, Zimmer 1, zu fol-
genden Öffnungszeiten eingesehen werden: 
 
montags  07.30 - 12.45 Uhr und 14.00 – 18.00 Uhr 
 
dienstags u. 
mittwochs 07.30  - 12.45 Uhr 
 
donnerstags 07.30  - 12.45 Uhr und 14.00 – 16.00 Uhr 
 
freitags  07.30 – 12.00 Uhr 
 
Die Absicht der Einziehung war im Amtsblatt des Kreises 
Lippe (Kreisblatt) vom 11. August 2014, Nr. 33, bekannt 
gemacht worden. Einwände gegen die geplante Einziehung 
wurden nicht erhoben. 
 
Rechtsbehelfsbelehrung: 
 
Gegen diese Einziehung kann innerhalb eines Monats 
nach Bekanntgabe Klage beim Verwaltungsgericht in 
32423 Minden, Königswall 8, erhoben werden. Die Klage 
ist schriftlich zu erheben. Sie kann auch bei dem Verwal-
tungsgericht zur Niederschrift des Urkundsbeamten der 
Geschäftsstelle erklärt werden. Wird die Klage schriftlich 
erhoben, so sollen ihr Abschriften (zwei) beigefügt werden. 
 
Falls die Frist durch das Verschulden eines Bevollmächtig-
ten versäumt werden sollte, so würde das Verschulden 
dem Kläger zugerechnet werden. 
 
Lügde, den 01.12.2014 
 
 
Der Bürgermeister 
gez. Reker 

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 KREISBLATT –  AMTSBLATT DES KREISES LIPPE 1157 
 

 

 

Blomberger Versorgungsbetriebe 
GmbH  
 
606 Bekanntmachung gemäß § 52 GmbH Gesetz 
 
Dem Aufsichtsrat unserer Gesellschaft gehören seit dem 
20.08.2014 folgende Dame(n) und Herren an: 
 
1. Günther Borchard, Blomberg, Vorsitzender  
2. Timo Broeker, Blomberg, stellvertretender Vorsit-

zender  
3. Jens Blanke, Blomberg  
4. Klaus Geise, Blomberg   
5. Georg-Wilhelm Glock, Blomberg 
6. Ursula Hahne-Eichhorn, Blomberg   
7. Timo Möller, Blomberg   
8. Andreas Runte, Blomberg  
9. Andreas Silge, Blomberg  
10. Thomas Spieker, Blomberg  
 
Die Geschäftsführung 

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
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Jobcenter Lippe 
 
607 Öffentliche Zustellung eines Aufhebungs- und 

Rückforderungsbescheides vom 26.11.2014 für 
die Zeit vom 01.01.2014 bis 31.03.2014  an 
Herrn Ahmad Manoochehri 

 
An Herrn Ahmad Manoochehri ist am 26.11.2014 unter 
dem Aktenzeichen 6.210.2.20.11.0264.6 ein Aufhebungs- 
und Rückforderungsbescheid erlassen worden. 
 
Der Bescheid kann nicht zugestellt werden, da Herr Ahmad 
Manoochehri unbekannt verzogen ist. 
 
Gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW vom 
07. März 2006 wird daher der Bescheid durch öffentliche 
Bekanntmachung zugestellt. Er gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tage dieser Bekanntmachung mehr als zwei Wochen 
vergangen sind. Mit der Zustellung beginnt die Wider-
spruchsfrist, nach deren Ablauf Rechtsmittel grundsätzlich 
nicht möglich sind.  
 
Der Betroffene kann den Bescheid beim Jobcenter Lippe, 
Standort Detmold, Wirtschaftliche Hilfen, Wittekindstr. 2, in 
32758 Detmold, Zimmer 269 während der üblichen Dienst-
zeiten in Empfang nehmen. 
 
Detmold, den 26.11.2014 
 
Jobcenter Lippe 
Anstalt des öffentlichen Rechts  
-Der Vorstand- 
Wirtschaftliche Hilfen  
Im Auftrag 
 
 
(Kahl)  

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
 
 
 
608 Öffentliche Zustellung eines Aufhebungs- und 

Rückforderungsbescheides vom 07.11.2014 für 
die Zeit vom 01.06.2014 bis 31.08.2014  an 
Herrn Joel-Fabian Manca 

 
An Herrn Joel-Fabian Manca ist am 07.11.2014 unter dem 
Aktenzeichen 6.210.2.20.11.0312.0 ein Aufhebungs- und 
Rückforderungsbescheid erlassen worden. 
 
Der Bescheid kann nicht zugestellt werden, da Herr Joel-
Fabian Manca unbekannt verzogen ist. 
 
Gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW vom 
07. März 2006 wird daher der Bescheid durch öffentliche 
Bekanntmachung zugestellt. Er gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tage dieser Bekanntmachung mehr als zwei Wochen 
vergangen sind. Mit der Zustellung beginnt die Wider-
spruchsfrist, nach deren Ablauf Rechtsmittel grundsätzlich 
nicht möglich sind.  
 
 
 
 
 
 
 

 
Der Betroffene kann den Bescheid beim Jobcenter Lippe, 
Standort Detmold, Wirtschaftliche Hilfen, Wittekindstr. 2, in 
32758 Detmold, Zimmer 269 während der üblichen Dienst-
zeiten in Empfang nehmen. 
 
Detmold, den 26.11.2014 
 
Jobcenter Lippe 
Anstalt des öffentlichen Rechts  
-Der Vorstand- 
Wirtschaftliche Hilfen  
Im Auftrag 
 
 
(Kahl)  

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
 
 
 
609 Öffentliche Zustellung eines Aufhebungs- und 

Rückforderungsbescheides vom 13.08.2014 für 
die Zeit vom 01.01.2014 bis 31.01.2014  an 
Herrn Nirojan Manogaran 

 
An Herrn Nirojan Manogaran ist am 13.08.2014 unter dem 
Aktenzeichen 6.210.2.20.11.0289.1 ein Aufhebungs- und 
Rückforderungsbescheid erlassen worden. 
 
Der Bescheid kann nicht zugestellt werden, da Herr  Niro-
jan Manogaran  unbekannt verzogen ist. 
 
Gemäß § 10 des Landeszustellungsgesetzes NRW vom 
07. März 2006 wird daher der Bescheid durch öffentliche 
Bekanntmachung zugestellt. Er gilt als zugestellt, wenn seit 
dem Tage dieser Bekanntmachung mehr als zwei Wochen 
vergangen sind. Mit der Zustellung beginnt die Wider-
spruchsfrist, nach deren Ablauf Rechtsmittel grundsätzlich 
nicht möglich sind.  
 
Der Betroffene kann den Bescheid beim Jobcenter Lippe, 
Standort Detmold, Wirtschaftliche Hilfen, Wittekindstr. 2, in 
32758 Detmold, Zimmer 269 während der üblichen Dienst-
zeiten in Empfang nehmen. 
 
Detmold, den 26.11.2014 
 
Jobcenter Lippe 
Anstalt des öffentlichen Rechts  
-Der Vorstand- 
Wirtschaftliche Hilfen  
Im Auftrag 
 
 
(Kahl)  

Kr.Bl.Lippe 10.12.2014 
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Einzelpreis dieser Nummer 0,61 € 
Bezug und Lieferung des Kreisblattes durch Kreis Lippe, Der Landrat, Felix-Fechenbach-Str. 5, 32756 Detmold. 

Einzellieferung nur gegen Voreinsendung des Betrages zuzüglich Versandkosten auf das  
Konto 18  bei der Sparkasse Detmold  (BLZ 476 501 30). 

Bezugsgebühren jährlich 53,69 €. In den vorgenannten Preisen ist die gesetzliche Mehrwertsteuer enthalten.  
Redaktionsschluss jeweils am 1. bzw. 15. eines Monats um 16:00 Uhr, Erscheinungstermin jeweils am 10. bzw. 25. eines Monats. 

Herausgeber: Kreis Lippe, Felix-Fechenbach-Straße 5, 32756 Detmold 

Verantwortlich für die veröffentlichten Texte sind die Städte und Gemeinden bzw. die jeweiligen Institutionen. 

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 


